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Liebe Leserinnen und Leser,
in der aktuellen Ausgabe unseres Mittei-
lungsblattes haben wir wieder zahlreiche 
Themen aus verschiedenen Bereichen un-
serer täglichen Arbeit für Sie zusammenge-
stellt. 

In der Prävention kommt es auf die Dosis an 
und auch in der virtuellen Arbeitswelt ist 
realer Datenschutz wichtig. In der Rubrik 
„Kita und Schule“ stellen wir Ihnen die Initi-
ative zur Prävention von Schulsportunfällen 
(SuGiS) vor. Wir geben einen Rückblick auf 
das Unfalljahr 2018 und berichten über die 
aktuelle Rechtsprechung.

In der Rubrik „kommmitmensch“ berichten 
wir über den Menschen als Führungskraft 
und darüber, ob es besser ist, einfach mal 
was liegen zu lassen. Und wenn Sie mal 
wieder danke sagen wollen, „Nimm dir eine 
Nettigkeit und verschenke sie!“ macht‘s 
möglich. 

Der Bereich Feuerwehr stellt ein Fallbeispiel aus dem CIRS-Netz vor und gibt Hinweise 
zur arbeitsmedizinischen Vorsorge und Eignung bei der Freiwilligen Feuerwehr.
Die Serie der BG Kliniken nimmt Sie diesmal mit in die BK Klinik Hamburg. Unter „kurz 
& knapp“ finden Sie die Beitragsprognose für das Jahr 2020 und erfahren, was eigent-
lich Regress ist. Am Ende des Magazins finden Sie wie gewohnt die aktuellen Medien 
und Publikationen. 

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen und freuen uns über Ihre Anregungen an 
presse@ukbb.de.

Ihr Dr. Nikolaus Wrage
Geschäftsführer
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Am 1. Juli begrüßten die Mitglieder der Selbstverwaltungen der Unfallkasse Branden-
burg (UK BB), Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg (FUK BB) und die Beschäftigten 
ihren neuen Geschäftsführer im Rahmen eines kleinen Empfangs. 

Der Vorsitzende des Vorstandes der Unfallkasse Brandenburg, Herr Michael Wolf, hieß 
Herrn Dr. Wrage im Namen aller willkommen. Herr Wolf führte aus, dass Herr Dr. Wrage 
auf motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie eine strategisch gut aufgestellte 
Körperschaft zurückgreifen kann, und äußerte die zuversichtliche Erwartung, dass er 
die Entwicklung erfolgreich weiterführen wird.

Gleichzeitig dankte der Vorstandsvorsitzende dem stellvertretenden Geschäftsfüh-
rer, Herrn Dieter Ernst, dass er in den vergangenen 15 Jahren die UK BB und die FUK BB 
amtierend geführt hat. Unter seiner Leitung entwickelte sich die Verwaltung zu einem 
kompetenten Partner für Mitgliedsunternehmen, Versicherte und als Teil der Gemein-
schaft innerhalb der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV). 

Herr Dr. Wrage war über viele Jahre als Volljurist bei der Deutschen Rentenversicherung 
(DRV) in unterschiedlichen Führungspositionen tätig. Dort sammelte er auch umfang-
reiche Erfahrungen in verschiedenen Bereichen wie Organisationsentwicklung oder DV-
Organisation. Aus seinem ehemaligen Bereich als Leiter des Dezernates Klinikgruppe 
der DRV Bund bringt er auch Kenntnisse aus der Rehabilitation und Prävention mit. 

Begrüßung des neuen Geschäftsführers 
Dr. Nikolaus Wrage in der Unfallkasse Brandenburg und 
Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

2

02.2019Editorial



Inhaltsverzeichnis

Impressum

Editorial 								       1

Prävention							       4
• Neue Impulse für die Prävention 					   
• Virtuelle Welt – realer Arbeitsschutz					   
• Auf die Dosis kommt es an						   
• Aufgaben der Brandschutzhelfer und Brandschutzbeauftragten		
• Verwendung von Sonderkraftstoff ist Pflicht				  

Schule und Kita 							       12
• „SuGiS“ – eine Initiative zur Prävention von Schulsportunfällen
• Jenseits der Öffnungszeiten

Entschädigung 							       14
• Unfallgeschehen 2018

Feuerwehr							       16
• Critical Incident Reporting Systeme (CIRS)
• Arbeitsmedizinische Vorsorge 

kommmitmensch							       19
• Nimm dir eine Nettigkeit…
• Jugend will sich-er-leben
• Mensch, Führungskraft!
• Lieber liegen lassen?

Serie BG Kliniken in Deutschland 					     26
• Teil IV – Das BG Klinikum 

Kurz & Knapp 							       29
• Beitragsprognose 2020 
• Rückblick 3. Zukunftstag in der UK BB 
• Was bedeutet eigentlich Regress?

Aktuelle Medien 							       33

Seite 4

Seite 7

Seite 11

Seite 20

Seite 26

3

02.2019 02.2019 Inhaltsverzeichnis



Die Mitgliederversammlung der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallver-
sicherung hat Ende letzten Jahres 
ein aktualisiertes Positionspapier 
zur Prävention verabschiedet. Es 
beschreibt in zehn Punkten die wich-
tigsten Beiträge der gesetzlichen 
Unfallversicherung, um Sicherheit 
und Gesundheit in einer sich wan-
delnden Arbeits- und Bildungswelt 
zu gewährleisten.

In den letzten beiden Jahrzehnten ist 
die Zahl tödlicher und schwerer Arbeits-, 
Schul- und Wegeunfälle um etwa zwei 
Drittel zurückgegangen. Allerdings san-
ken die Zahlen in den letzten Jahren nur 
noch langsam. So gut diese Entwicklung 
insgesamt ist und zeigt, dass viel erreicht 
worden ist, bedeutet sie auch: Es gibt 
weiterhin schwere Unfälle mit lebenslan-
gen Beeinträchtigungen für die Betrof-
fenen oder tödlichem Ausgang. Zudem 
bestätigt sich bei vielen Versicherten der 
Verdacht auf eine Berufskrankheit. Fehl-
zeiten durch Erkrankungen, bei denen 
arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren 
eine Rolle spielen, bleiben auf einem ho-
hen Niveau. Dazu kommt der Wandel in 
der Arbeits- und Bildungswelt mit neuen 

Chancen und Risiken. Digitalisierung und 
technische Innovationen führen zu neu-
en Formen der Arbeit wie Flexibilisierung 
von Beschäftigungsformen, Arbeitsorten 
und Arbeitszeitmodellen. Was bedeutet 
das für die Präventionsarbeit der gesetzli-
chen Unfallversicherung? „Die Prävention 
muss sich den neuen Herausforderun-
gen stellen. Die Vision Zero – eine Welt 
ohne Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten 
und arbeitsbedingte Erkrankungen – ist 
und bleibt unser Ziel“, bekräftigt Prof. Dr. 
Breuer, Hauptgeschäftsführer der DGUV. 
Dafür wurde gemeinsam mit den Unfall-
versicherungsträgern die 2008 verab-
schiedete Position zur Prävention über-
prüft und weiterentwickelt. Ein zentrales 
Anliegen ist es, für eine Kultur der Präven-
tion in Betrieben und Bildungseinrich-
tungen zu werben. Gleichzeitig bekräftigt 
das Papier die Notwendigkeit von partner-
schaftlicher Beratung und Überwachung. 
„Wir nehmen unseren Auftrag ernst, die 
Einhaltung von Präventionsmaßnahmen 
auch zu überprüfen“, betont Breuer. Um 
eine Kultur der Prävention zu etablieren, 
müssen Sicherheit und Gesundheit im-
mer mitgedacht werden. „Sicherheit und 
Gesundheit sind keine Randthemen. Sie 
gehören mitten hinein ins Leben und in 

alle Arbeitsprozesse. Unsere Kampag-
ne kommmitmensch setzt genau da an“, 
resümiert Breuer. Kultur muss sich ent-
wickeln. Deshalb ist ein weiterer Punkt, 
Kompetenzen für Sicherheit und Gesund-
heit schon früh zu fördern – bei Kindern, 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen. 
Dazu gehören zum Beispiel Kompetenzen 
zum gesundheitsgerechten Umgang mit 
digitalen Medien oder zur Ergonomie.
Position der gesetzlichen Unfallversiche-
rung zur Prävention (Kurz- und Langfas-
sung):
Web: www.dguv.de (Webcode: d1181892)

Neue Impulse für die Prävention
Sicherheit und Gesundheit für die Arbeits- und Bildungs-
welt von heute und morgen

Stichwort: Vision Zero
Die Vision Zero ist die Vision einer Welt 
ohne Arbeitsunfälle und arbeitsbe-
dingte Erkrankungen. Höchste Priorität 
hat dabei die Vermeidung tödlicher 
und schwerer Arbeitsunfälle und Be-
rufskrankheiten. Eine umfassende Prä-
ventionskultur hat die Vision Zero zum 
Ziel. Web: www.dguv.de 
(Webcode: d1036651) 
Webseite der Kampagne: http://vision-
zero.global
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Der Arbeitsschutz 4.0 ist virtuell: Im 
Labor werden Anlagen und Arbeits-
plätze oft schon vor der Konstruktion 
simuliert. Potenziell gefährliche 
Produkte oder Prozesse können in 
der virtuellen Realität untersucht und 
danach modifiziert werden. Teure 
Fehlkonstruktionen werden so ver-
hindert.

Das Wetter ist heute bewölkt und die 
Schiffe fahren im Minutentakt in die 
Schleuse. Was auf den ersten Blick wirkt 
wie ein Computerspiel, ist eine 
simulierte Schiffsschleuse – mit allen 
Details auf einem gebogenen, raumhohen 
Bildschirm in einem Labor in St. Augus-
tin bei Bonn. Hier, am Institut für Arbeits-
schutz der Deutschen Gesetzlichen Un-
fallversicherung (IFA), forschen Fachleute 
mithilfe virtueller Umgebungen – und wie 
diese das Arbeiten in der echten Welt si-
cherer und gesünder machen können. 

Maschine und Arbeitsplatz zugleich
„Virtuelle Simulationen bieten sich an 
für die Risikobeurteilung von Maschinen 
und die Gefährdungsbeurteilung von Ar-
beitsplätzen“, sagt Dr. Peter Nickel vom 
Fachbereich Unfallverhütung und Pro-
duktsicherheit, der am IFA das Thema 
Mensch-System-Interaktion und Virtuelle 
Realität (VR) betreut. Das trifft auch bei 
großen und aufwendigen Bauwerken zu – 
wie Schiffsschleusen. 
Aktuell arbeitet das IFA an einem Projekt 
der Unfallversicherung Bund und Bahn 
sowie der Berufsgenossenschaft Verkehr 
mit: Verschiedene Beteiligte untersuchen, 
wie eine standardisierte Schiffsschleuse 
aussehen sollte und wie man mithilfe von 
VR bereits im Vorfeld den Arbeitsschutz 
umfangreicher in die Planung integrieren 
kann. Hintergrund: In nächster Zeit wer-
den zahlreiche Schleusen an deutschen 
Wasserstraßen neu gebaut. Die Bauwerke 
sind zum Teil über 100 Jahre alt und nicht 
mehr zeitgemäß. Um Sicherheit und Ge-
sundheit bei Arbeiten auf solch großen 
Anlagen zu beurteilen, gibt es mehrere 
Möglichkeiten: Begehungen vor Ort, der 

Nachbau im Labor oder eine virtuelle Si-
mulation. 

Bei einer Anlage, die noch nicht gebaut 
ist, entfällt die erste Option. „Und der 
Nachbau im Labor ist meist zeitintensiv 
und nicht immer praktikabel“, so Nickel. 
Auch wenn die Untersuchung in der Re-
alität zu gefährlich wäre, etwa aufgrund 
von großer Höhe oder Enge, kann eine VR-
Simulation angeraten sein. „VR ist aber 
erst mal nur ein Werkzeug“, betont Nickel. 
„Wichtiger sind die Ziele, Aufgaben und 
Inhalte.“

Praxisbezug von Anfang an
Um die Simulationen mit Inhalt zu füllen, 
braucht es die richtigen Fachleute. Bei 
dem Projekt zu Schiffsschleusen sind das 
unter anderem Zuständige aus verschie-
denen Dezernaten der Generaldirektion 
Wasserstraßen- und Schifffahrt sowie 
der Unfallversicherungsträger und des 
IFA. „Das sind alles Fachleute mit gro-
ßem Praxisbezug“, sagt Nickel, denn das 
IFA betreibt angewandte Forschung. „Wir 
wollen praxistaugliche Lösungen entwi-
ckeln, Unternehmen oder Verwaltungen 
sollen ja später damit arbeiten oder die 
Ergebnisse direkt umsetzen können“, so 

Virtuelle Welt, realer Arbeitsschutz
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Nickel weiter. Und deshalb wird erst mal 
gesammelt: Welche Planungsdaten kön-
nen schon genutzt werden? Welche Ar-
beiten werden von wem, wann und wie in 
verschie-denen Lebensphasen der Anlage 
oder der Maschine durchgeführt? Wel-
che Arbeitsschutzbeurteilungen sind von 
wem, wann und warum erforderlich? 150 
Szenarien entwarf das Projektteam allein 
für die Risiko- und Gefährdungsbeurtei-
lungen von Schiffsschleusen. 
Das reicht von Tauchgängen in der Kam-
mer bis zu Kranarbeiten. Die Abläufe der 
Arbeitsschutzbeurteilungen und diese 
Szenarien bestimmten dann die Entwick-
lung der virtuellen Welten.
Ist die Simulation in VR fertig, können 
die Szenarien erprobt und Risiken und 
Gefährdungen beurteilt werden. „Die 
nächste Frage lautet dann: Welche kons-
truktiven Maßnahmen müssen ergriffen 
werden, damit eine Gefährdung vermie-
den werden kann?“, erklärt Nickel. Mit- 
hilfe der Simulationen in VR wurden viele 

Varianten der standardisierten Schiffs-
schleuse entwickelt; die Planungen für 
den Ersatz sind im Gange. Arbeitsschutz-
beurteilungen werden dann später auch 
an den gebauten Schiffsschleusen statt-
finden – für den Arbeitsschutz notwendi-
ge Veränderungen wird es aber viel weni-
ger geben. 

VR im Arbeitsschutz
Das VR-Labor am IFA ist speziell auf den 
Arbeitsschutz ausgerichtet und deshalb 
für alle Unfallversicherungsträger und ihre 
Mitgliedsbetriebe interessant und nütz-
lich. Nachhaltige Prävention wird durch 
die Anwendung von VR gefördert. Im VR-
Labor werden Produkte und Prozesse si-
muliert, die in der Realität

• �(noch) nicht existieren – Fehlentwick-
lungen können so vermieden werden,  

• �unerwünscht sind, weil sie eine Gefähr-
dung darstellen, aber in VR ohne Gefahr 
untersucht werden können, 

• �zu aufwendig zu untersuchen sind,  
• �beschädigt sind, etwa bei Unfallunter-

suchungen oder Fehleranalysen,  
• �ihren Zustand oder ihre Qualität schnell 

verändern, beispielsweise bei Ver-
schleiß oder Abnutzung.

Weitere Informationen
Mehr Infos zum Labor gibt es auf der 
Website des IFA 
dguv.de/ifa > Webcode „d108396“ 

Das Projekt „Arbeitsschutz bei der 
Standardisierung von Schiffsschleusen 
mithilfe virtueller Realität“ 
dguv.de/ifa > Webcode „dp98689“

Autor: Maren Zeidler
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Auf die Dosis kommt‘s an

Prävention entsteht im Team. Des-
halb beteiligen erfolgreiche Unter-
nehmen ihre Beschäftigten. Doch 
Beteiligung kann auch fehlschlagen, 
wenn falsche Erwartungen im Spiel 
sind. 

Beteiligung ist nicht automatisch positiv, 
denn: „Je höher die Erwartungen, desto 
tiefer der Fall“, warnt Professorin Hiltraut 
Paridon vor unbedachtem Handeln. Damit 
will die Leiterin des Studiengangs Me-
dizinpädagogik an der SRH Hochschule 
für Gesundheit in Gera keinesfalls Füh-
rungskräfte davon abbringen, ihre Teams 
in Entscheidungsprozesse einzubinden. 
Doch sie empfiehlt: Alle sollten sich vor-
her im Klaren darüber sein, welche Ziele 
mit der Beteiligung verfolgt werden – und 
wo die Einflussnahme der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter endet. 

Wer beispielsweise in der Verwaltung eine 
bestimmte Anzahl von Anträgen bearbei-
ten muss, wird von dieser Pflicht nicht 
entlastet werden – solange der Umfang 
realistisch gut zu schaffen ist. Gemein-
sam können Arbeitsumgebung und -orga-
nisation jedoch verbessert werden, so-
dass die Aufgaben leichterfallen und Zeit 
eingespart wird. Doch Unliebsames wird 
weiterhin zu erledigen sein. Deshalb ist 
es wichtig, von Anfang an die Leitplanken 
eines Beteiligungsprozesses sichtbar zu 
machen – ohne den Eindruck zu erwe-
cken, kein Interesse an den Ideen der Be-
schäftigten zu haben.

Beteiligung ist eine Gratwanderung
Zugegeben, das ist eine Gratwanderung. 
Führungskräfte, die sie beherrschen, 
bewegen sich zwischen „Wir wollen eure 
Ideen, um gemeinsam besser zu werden“ 
und „Das ist kein Wunschkonzert. Wir 
werden nicht alles umsetzen. Aber wir 
kommunizieren, warum wir etwas auf-
schieben oder ablehnen“.

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
fordert Beteiligung ebenfalls einiges ab: 
Motivation und Frustrationstoleranz. Zum 

einen werden ihre Ideen und Diskussi-
onsbeiträge eingefordert, damit sie ihren 
Betrieb oder ihre Verwaltung voranbrin-
gen. Zum anderen müssen sie akzeptie-
ren, wenn ihre Vorschläge nicht ange-
nommen werden. „Manche Beschäftigte 
halten durch, andere ziehen sich zurück, 
wenn sie das Gefühl haben, dass ihr En-
gagement nichts bringt“, fasst Paridon 
zusammen.

Beteiligung ist ein Lernprozess
Gewinnbringende Beteiligung ist ein 
Lernprozess für Führungskräfte und Be-
schäftigte. „Es erfordert von den Beteilig-
ten Kritikfähigkeit, wenn ihre Vorschläge 
bewertet werden. Trifft die Führungskraft 
dabei den richtigen Ton, kann eine Ableh-
nung trotzdem als wertschätzend emp-
funden werden.“ Wo das Nichtannehmen 
eines Vorschlags jedoch dazu führt, dass 

sich die Person insgesamt abgelehnt fühlt 
oder resümiert: „Meine Meinung interes-
siert die da oben ja eh nicht“ – dort sitzt 
der Stachel der Frustration tiefer. In die-
sen Fällen sollte individuell nachgefragt 
werden, am besten anlassbezogen und 
nicht erst beim nächsten Mitarbeitenden-
gespräch.

Beteiligung ist kein Selbstläufer
Wie Beteiligung funktionieren kann, zeigt 
das Ehepaar Rosenhagen. Für seinen 
mittelgroßen Metallbaubetrieb hat der 
Inhaber eine Morgenrunde eingeführt. 
Jeden Arbeitstag um 7.00 Uhr stehen alle 
– vom Azubi bis zum Chef – im Kreis bei-
einander. Sie berichten, was am Vortag 
gelaufen ist und heute ansteht. Gemein-
sam wird die Arbeit verteilt, beispiels-
weise wer auf Montage fährt und wer in 
der Werkstatt bleibt. Diese Runden sind 
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kein Rosinenpicken. Der Chef fällt die 
Entscheidungen. Aber die Beschäftigten 
werden nach ihrer Einschätzung gefragt 
und je nach Expertise und Gemengelage 
folgt Heiko Rosenhagen ihren Vorschlä-
gen oder entwickelt eine Lösung im Team. 
„Wir teilen unser Wissen und entwickeln 
uns gemeinsam weiter“, resümiert der 
Metallbauer. „Früher hing alles an mir. 
Heute sind wir ein stabiler Betrieb.“

Ein Selbstläufer war der Austausch nicht. 
„Am Anfang waren die Beschäftigten eher 
erschrocken nach dem Motto ‚Oh je, ich 
werde nach meiner Meinung gefragt‘“, 
berichtet seine Frau. Aber die Beschäftig-
ten hätten mit der Zeit gemerkt, dass sie 
ernst genommen werden – es habe ein 
Dreivierteljahr gedauert, bis offen gespro-
chen wurde. Bianca Rosenhagen nennt 
ein Beispiel:
„Mir fiel auf, dass die Arbeitsplätze un-
ordentlich waren und ich habe die Be-
schäftigten darauf angesprochen. Ein 
paar Tage später kamen sie zu dritt mit 
einem Vorschlag für ein Ordnungssystem 
zu mir. Seitdem sind Werkzeuge an allen 

Arbeitsplätzen an der gleichen Stelle zu 
finden. Die nervige Sucherei hatte damit 
ein Ende.“

Der Ausgang ist ungewiss
Gerade wenn es um sie selbst betreffende 
Angelegenheiten wie Sicherheit und Ge-
sundheit geht, wirkt sich das „Gefragtwer-
den“ positiv auf Motivation und Identifi-
kation der Beschäftigten aus. Doch leider 
treffen Aufsichtspersonen wie Christina 
Fratzscher von der Abteilung Arbeits-
schutz des Regierungspräsidiums Gießen 
in den Betrieben auf die Klassiker für fehl-
geleitete Beteiligung: Mitarbeitendenbe-
fragungen, deren Ergebnisse stillschwei-
gend unter den Tisch fallen – entweder 
weil sie der Leitung nicht gefallen haben 
oder weil nicht klar geregelt ist, wie sie in 
Maßnahmen umgemünzt werden können. 
Fratzscher betreut im Auftrag des Regie-
rungspräsidiums Gießen Gewerbebetrie-
be. Sie betont, wie wichtig Kommunikati-
on und Transparenz seien: „Beschäftigte 
haben ein feines Gefühl dafür, ob Beteili-
gungsangebote ernst gemeint sind.“ Auf-
gabe der Führungskräfte ist es, die orga-

nisatorischen Voraussetzungen für eine 
Beteiligung zu schaffen, Entscheidungen 
herbeizuführen und die Umsetzung zeit-
nah zu planen. Wichtige Verbündete 
sind dabei betriebliche Interessenvertre-
tungen.

Brückenschlag zu den Beschäftigten
Deutlich häufiger als in anderen Wirt-
schaftszweigen vermissen Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst, sich bei Fragen 
der Sicherheit und Gesundheit bei der Ar-
beit einbringen zu können. Das zeigt eine 
Umfrage im Auftrag der Präventionskam-
pagne „kommmitmensch“: Jede zweite 
befragte Person im öffentlichen Dienst 
fühlte sich hinsichtlich ihrer Interessen 
nicht wahrgenommen. 

Die Gefährdungsbeurteilung – Pflicht für 
gewerbliche Betriebe ebenso wie für öf-
fentliche Einrichtungen – ist eine Steilvor-
lage für Beteiligung. Manfred Sterzl, Leiter 
der Prävention der Unfallkasse Nordrhein-
Westfalen: „Die Angestellten sind die 
besten Fachleute für Gefährdungen an 
ihrem Arbeitsplatz, zudem gibt es unter-
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schiedliche Einschätzungen – etwa bei 
psychischen Belastungen, die ein Aspekt 
der Gefährdungsbeurteilung sind. Um he-
rauszufinden, was das Personal beschäf-
tigt, müssen Führungskräfte den Dialog 
suchen.“ 
Christina Fratzscher erinnert sich an ei-
nen Beteiligungsprozess im eigenen Hau-
se. Als psychische Belastung explizit in 
die Aufsichtsarbeit eingebunden wurde, 
machte sich Unsicherheit breit – bei vie-
len Aufsichtspersonen ebenso wie auf be-
trieblicher Seite. Zwar war die Vorgehens-
weise von der Gemeinsamen Deutschen 
Arbeitsschutzstrategie (GDA) vorgegeben. 
Trotzdem erhielten die Aufsichtspersonen 
als Beteiligte die Möglichkeit, in einer Ar-
beitsgruppe Erfahrungen auszutauschen. 
„Hier konnten wir uns gegenseitig den Rü-
cken stärken und konkrete Vorschläge zur 
Verbesserung des Prozesses entwickeln“, 
berichtet Fratzscher. Einiges davon ist in 
die weiteren Empfehlungen und Schu-
lungen für Aufsichtspersonen aufgenom-
men worden und zeigt, wie die Kombina-
tion aus einer Verordnung von oben und 
einem Beteiligungsprozess ohne Frust 

funktionieren kann. Führungskräften gibt 
Paridon in Sachen Beteiligung einen Tipp 
mit auf den Weg: „Nachfragen, was Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter ganz konkret 
meinen, wenn sie über Probleme klagen, 
und sie selber Lösungsmöglichkeiten vor-
schlagen lassen – diese Form der Beteili-
gung lässt sich ohne aufwendige Prozes-
se verwirklichen und ist höchst effektiv.“

Beschäftigte beteiligen bei der Gefähr-
dungsbeurteilung

Beschäftigte können wichtige Hinweise 
auf Gefährdungen geben und haben häu-
fig Lösungsvorschläge. Ein Film und eine 
Broschüre erklären das Vorgehen.

gda-psyche.de > „Gefährdungsbeurtei-
lung“

Wie das Workshop-Verfahren „Ideentreff“ 
dabei genutzt werden kann, erklärt ein 
Video der DGUV.

dguv.de > Webcode „d1104792“

... mit kommmitmensch Handlungshilfen

Im Handlungsfeld „Beteiligung“ der Prä-
ventionskampagne ist die Praxishilfe 
„Lernteams“ zu finden. Sie zeigt, wie in 
der Diskussion mit den Beschäftigten 
zielgerichtet Vorschläge entwickelt wer-
den können.

kommmitmensch.de > „Beteiligung“

Die kommmitmensch-Dialoge sind ein 
leicht zu handhabendes Instrument, mit 
dem man von einer kurzen Bestandsauf-
nahme zu konkreten Veränderungsansät-
zen kommt.

kommmitmensch.de > „Dialoge“

Autor: Miriam Becker
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Die Unternehmer haben entsprechend § 3 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) sowie § 2 DGUV Vorschrift 1 die erforder-
lichen Maßnahmen zu treffen, die die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten beeinflussen. Hierzu gehört auch 
die Abwehr von Gefahren durch Brände. Nach § 10 (2) ArbSchG und § 22 (2) DGUV Vorschrift 1 sind die Unternehmer 
u. a. dazu verpflichtet, Beschäftigte durch fachkundige Unterweisung im Umgang mit Feuerlöscheinrichtungen zur 
Bekämpfung von Entstehungsbränden vertraut zu machen und diese zu benennen. 
Diese sog. Brandschutzhelfer sind zu folgenden Themen zu unterweisen: 

• �Grundkenntnisse des vorbeugenden 
Brandschutzes, 

• �Kenntnisse über die betriebliche Brand-
schutzorganisation,

• �die Funktions- und Wirkungsweise von 
Feuerlöscheinrichtungen, inkl. prakti-
scher Übungen im Umgang mit den vor-
handenen Feuerlöscheinrichtungen,

• �die Gefahren durch Brände sowie
• �das Verhalten im Brandfall. 

Eine detaillierte Auflistung der Inhalte 
und der Dauer der Ausbildung können Sie 
der DGUV Information 205-023 Abschnitte 
2 und 3 entnehmen. Die Unterweisungsin-
halte sind anschließend alle drei bis fünf 
Jahre zur Auffrischung der erworbenen 
Kenntnisse zu wiederholen. Ändern sich 
jedoch die betrieblichen Gegebenheiten, 
sind die Unterweisungsintervalle anzu-
passen. 
Personen mit einer Ausbildung entspre-
chend des Abschnittes 2 der DGUV Infor-
mation 205-023 (z. B. Truppmann, Truppf-
rau) können ohne zusätzliche Ausbildung 
als Brandschutzhelfer bestellt werden, 
wenn sie die jeweiligen betrieblichen Ge-
gebenheiten kennen. 
Ein Anteil von Brandschutzhelfern in 
Höhe von 5 % der Beschäftigten sollte da-
bei nicht unterschritten werden (Techni-
sche Regel für Arbeitsstätten (ASR) A2.2). 
Die konkrete Anzahl dieser muss schließ-
lich anhand der Gefährdungsbeurteilung 
durch die Unternehmerin oder den Unter-
nehmer festgelegt werden. 
Oberstes Ziel bei der Bekämpfung von 
Entstehungsbränden(!) durch Brand-
schutzhelfer sollte immer die Eigensiche-
rung und das sichere Verlassen der Be-
schäftigten aus dem Gebäude sein. 

Entgegen den oben beschriebenen Auf-
gaben der Brandschutzhelfer kann die 

Aufgaben der Brandschutzhelfer und 
Brandschutzbeauftragten

Unternehmerin oder der Unternehmer 
Brandschutzbeauftragte schriftlich be-
stellen, die ihn bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben zu allen Fragen des vorbeugen-
den, abwehrenden und organisatorischen 
Brandschutzes beraten. Brandschutzbe-
auftragte können schon während der Pla-
nungsphase den Unternehmer zu Maß-
nahmen des baulichen und technischen 
Brandschutzes unterstützen, insbesonde-
re zu folgenden Schwerpunkten:
• �Planung, Ausführung und Unterhaltung 

von Betriebsanlagen,
• �Ermittlung von Brand- und Explosions-

gefahren,
• �Gestaltung von Arbeitsverfahren und 

Einsatz von Arbeitsstoffen,
• �Beraten bei feuergefährlichen Arbeiten,
• �Prüfen der Lagerung brennbarer Stoffe,
• �Erstellen/Fortschreiben eines Brand-

schutzkonzeptes, 
• �Aufstellen von Brandschutz- bzw. 

Flucht- und Rettungsplänen,
• �Mitwirkung bei Brandschutzbegehun-

gen, 
• �Mängel erkennen und melden sowie 

Mängelbeseitigung überwachen,
• �Bestimmung der Anzahl der erforderli-

chen Brandschutzhelfer und
• �Aus- und Fortbildung der ernannten be-

trieblichen Brandschutzhelfer. 

Die konkreten Aufgaben, die Brand-
schutzbeauftragte für den Unternehmer 
zu erfüllen haben, sollten, wie bei einer 
Pflichtenübertragung, exakt und hinrei-
chend beschrieben sein. 
Für ihre Aufgaben sind den Brandschutz-
beauftragten erforderliche betriebliche 
Rechte einzuräumen, wie z. B. Zugriff auf 
alle relevanten Unterlagen oder Zutritt zu 
relevanten Objekten. 
Brandschutzbeauftragte können auch er-
forderlich sein, wenn eine erhöhte Brand-

Weitere Informationen:
DGUV Information 205-001 „Arbeits-
sicherheit durch vorbeugenden 
Brandschutz“
DGUV Information 205-003 „Aufga-
ben, Qualifikation, Ausbildung und 
Bestellung von Brandschutzbeauf-
tragten“
DGUV Information 205-023 „Brand-
schutzhelfer“

gefährdung (z. B. Schweißtätigkeiten oder 
Brennschneiden) vorliegt (ASR A2.2). 
Auch aus anderen Rechtsvorschriften 
oder behördlichen Auflagen (z. B. aus der 
Gefahrstoffverordnung i. V. m. der Tech-
nischen Regel für Gefahrstoffe 800 oder 
aus der Brandenburgischen Bauordnung 
für Sonderbauten u. a. für Krankenhäu-
ser) kann sich die Bestellung von Brand-
schutzbeauftragten ergeben. 
Die Aufgaben, Qualifikation, Ausbildung 
und Bestellung von Brandschutzbeauf-
tragten werden ausführlich in der DGUV 
Information 205-003 beschrieben. 
Brandschutzbeauftragte sind während 
der Ausübung ihres Amtes weisungsfrei 
und direkt der Unternehmerin oder dem 
Unternehmer unterstellt (Stabsstelle wie 
z. B. die Fachkraft für Arbeitssicherheit). 
Brandschutzbeauftragte arbeiten dabei 
mit den Aufsichtsbehörden, der Feuer-
wehr und den Feuerversicherern eng zu-
sammen. 
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Bei handgeführten Maschinen und 
Geräten mit 2-Takt-Verbrennungsmo-
toren besteht die gesetzliche Pflicht, 
Sonderkraftstoff einzusetzen. Dies 
betrifft beispielsweise Motorsäge, 
Heckenschere, Freischneider und 
Co. Sonderkraftstoffe sind seit über 
25 Jahren verfügbar. Der Einsatz von 
konventionellen Kraftstoffgemischen 
ist krebserregend.

Bei Beratungen und Besichtigungen in 
Mitgliedsbetrieben stellen Aufsichtsper-
sonen leider immer noch fest, dass u. a. 
Motorsägen, Freischneider, Astungssägen 
oder Heckenscheren mit 2-Takt-Verbren-
nungsmotoren mit benzolhaltigen Verga-
serkraftstoffen betrieben werden. Dabei 
ist seit mehr als 25 Jahren bekannt, dass 
diese Kraftstoffe äußerst gesundheitsge-
fährdende Abgase produzieren.

Warum ist der Einsatz von konventio-
nellem Kraftstoff krebserregend?
Verfahrensbedingt kommt es beim Be-
trieb von 2-Takt-Verbrennungsmotoren 
zu sogenannten Spülverlusten, d. h. im 
Abgas befindet sich unverbrannter Kraft-
stoff, der auch Benzol enthält. Der Anteil 
des unverbrannten Kraftstoffs kann dabei 
bis zu 30 Prozent betragen. Diese Abgase 
sind in hohem Maße gesundheitsschäd-
lich.

Benzol selbst ist hinsichtlich der Kenn-
zeichnung mit der Stufe 1 A als krebser-
regend eingeordnet. Bei andauernder 
Aufnahme führt dies zu Schädigungen 
der inneren Organe und des Knochenmar-
kes. Aber auch geringe Konzentrationen 
sind nicht unbedenklich, da dieser Stoff 
bzw. dessen Abbauprodukt im mensch-
lichen Körper Krebs erzeugen kann. Auf-
grund dieser Gefährdungen, insbesonde-
re während der Arbeit, sind Erkrankungen 
des Blutes, des blutbildenden und des 
lymphatischen Systems durch Benzol 
seit 2009 in die Berufskrankheiten-Ver-
ordnung mit der Nr. 1318 aufgenommen 
worden. Bei der Arbeit mit handgeführ-
ten Maschinen kommen Beschäftigte mit 

dem Kraftstoff und seinen Dämpfen und 
insbesondere mit den Motorabgasen in 
direkten Kontakt, sei es über die Haut 
oder über das Einatmen. Aufgrund der 
unterschiedlichen Arbeitsgeräte und der 
verschiedenen Arbeiten kommt dies häu-
fig vor (z. B. Hecke schneiden mit Hecken-
schere, Vegetationspflege mit Freischnei-
der, Baumpflege mit Motorsäge).

Wozu ist der Arbeitgeber verpflichtet?
Beim Einsatz von gefährlichen Stoffen ha-
ben Arbeitgeber nach dem Arbeitsschutz-
gesetz und der Gefahrstoffverordnung vor 
der Aufnahme der Tätigkeiten zu prüfen, 
ob es Ersatzstoffe gibt, deren Verwen-
dung weniger gesundheitsgefährdend 
und zumutbar sind. Auch nach § 2 der 
UVV „Grundsätze der Prävention“ (DGUV 
Vorschrift 1) in Verbindung mit § 9 der 
Gefahrstoffverordnung ist der Arbeitge-
ber verpflichtet, Gefahrstoffe durch Stoffe 
zu ersetzen, die für die Gesundheit der 
Beschäftigten weniger gefährlich sind. 
Darüber hinaus fordert die Regel „Waldar-
beiten“ (DGUV-Regel 114-018) unter Punkt 
3.2.2: „Nach § 9 Gefahrstoffverordnung 
wird gefordert, dass Gefahrstoffe durch 
Stoffe zu ersetzen sind, die für die Ge-
sundheit der Beschäftigten weniger ge-
fährlich sind. Da die Abgase beim Betrieb 
handgeführter Maschinen mit Verbren-
nungsmotor mit benzolhaltigen Vergaser-

kraftstoffen gesundheitsschädlich sind 
und diese im erhöhten Maß vom Bediener 
eingeatmet werden, müssen diese Ma-
schinen mit benzolfreiem Kraftstoff (z. B. 
Alkylatbenzin) betrieben werden.“

Welche Alternativen gibt es zum konven-
tionellen Kraftstoff?
Seit über 25 Jahren ist benzolfreier Son-
derkraftstoff (Alkylatbenzin) verfügbar. Er 
ist arm an gesundheitsschädlichen Stof-
fen, enthält fast keine Olefine und Aroma-
ten, kaum Schwefel und nur etwa 
0,05 Prozent Benzol. Dieser Sonderkraft-
stoff führt bei den Beschäftigten zu einer 
wesentlich geringeren Gefährdung. Die 
Umstellung der vorhandenen Maschinen 
auf Sonderkraftstoff ist unter Beachtung 
der Herstellerhinweise problemlos mög-
lich. Die Aufsichtspersonen der Unfallkas-
se prüfen bei Begehungen in Mitgliedsbe-
trieben u. a. auch, ob Sonderkraftstoff bei 
der Verwendung von Motorsägen, Frei-
schneidern und ähnlichen Geräten zum 
Einsatz kommt. Wo dies nicht nachgewie-
sen werden kann, muss die Umstellung 
zum Schutz der Beschäftigten erforderli-
chenfalls über eine Anordnung durchge-
setzt werden.

Quelle: DGUV Sachgebiet „Straße, Gewäs-
ser, Forsten, Tierhaltung“

Verwendung von Sonderkraftstoff ist Pflicht
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In diesem Jahr ist die Schulsportini-
tiative „Sicherheit und Gesundheit 
im und durch Schulsport (SuGiS)“ 
gestartet. Sie nimmt die Themen der 
Präventionskampagne „kommmit-
mensch“ der gesetzlichen Unfall-
versicherung auf, welche zum Ziel 
hat, Sicherheit und Gesundheit als 
Werte für alle Menschen, Betriebe 
und Organisationen sowie für die 
Gesellschaft zu thematisieren und 
diese Werte im Denken und Handeln 
zu verankern. 

SuGiS ist eine gemeinsame Initiative 
von Kultusministerkonferenz (KMK) und 
Deutscher Gesetzlicher Unfallversiche-
rung (DGUV). Die Initiative fokussiert sich 
auf die Sicherheit im Schulsport und den 
außerunterrichtlichen Sport, für den die 
Schule die Verantwortung trägt, sowie auf 
die Stärkung der Gesundheitskompetenz 
der Schülerinnen und Schüler durch den 
Schulsport. In den nächsten zehn Jahren 
soll sie in mehreren Phasen auf der Bun-
des- und Landesebene umgesetzt wer-
den. 

Ganz im Sinne von Vision Zero, welche 

eine Welt ohne arbeitsbedingte Erkran-
kungen bzw. Arbeitsunfälle zum Ziel hat, 
wird ein signifikanter Rückgang sowohl 
der leichten als auch der schweren Unfäl-
le im Schulsport angestrebt. 

Rund 40 Prozent der jährlich registrierten 
1,3 Millionen Schülerunfälle mit Verlet-
zungsfolgen ereigneten sich im Schul-
sport. Trotz des Rückgangs tödlicher 
Unfälle hält sich die Zahl der meldepflich-
tigen nicht tödlichen Schülerunfälle im 
Schulsport weiterhin relativ stabil auf 
einem hohen Niveau. Das erhöhte Un-
fallpotenzial im Schulsport soll gezielt 
vermindert und effektive Präventions-
maßnahmen eingeleitet werden. Die zu 
entwickelnden Maßnahmen zur Unfallprä-
vention sowie zur Sicherheits- und Ge-
sundheitsförderung im Schulsport sollen 
sich sowohl an die Schulleitungen und 
die Fachlehrkräfte als auch an die Lehrer-
aus- und -fortbildung richten. Auch Lehr-
pläne, Schulprogramme und vorhandene 
Unterrichtsmaterialien sollen in den Blick 
genommen werden. 

Die großen Mannschaftssportarten wie 
Fußball und Basketball sollen mithilfe 

von Arbeitspaketen priorisiert werden. 
Eine erste Maßnahme der Initiative wird 
es sein, voraussichtlich zu Beginn des 
nächsten Jahres, im Bereich des Schul-
schwimmens eine praxisnahe Informati-
onsschrift für die Primarstufe herauszuge-
ben. Zudem ist als weiterer Baustein ein 
Musterseminar für Schulleitungen zum 
gesundheitsförderlichen Handeln in der 
Entwicklung. 

Nutzen der gemeinsamen Initiative von 
KMK und DGUV:
• �Verbesserte Sicherheit und Gesundheit 

im und durch den Schulsport
• �Rückgang unfallbedingter Ausfallzeiten 

im Unterricht
• �Eine erfolgreiche Personalgewinnung 

und -entwicklung durch Aus- und Fort-
bildung

Weitere Informationen zu SuGiS werden 
folgen.

„SuGiS“ – eine Initiative zur Prävention von 
Schulsportunfällen

Der Artikel basiert auf Informationen 
von https://www.dguv.de/fb-bil-
dungseinrichtungen/schulen/bewe-
gung/schulsport/index.jsp
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 Frage: Die Mutter eines  

Kita-Kindes teilt mit, dass in 

Zukunft der 13-jährige Sohn 

seinen fünfjährigen Bruder 

nachmittags abholt. Ist das 

zulässig?

 Antwort: Eltern oder die Sorgeberechtigten können auch eine 

dritte Person beauftragen, das Kind in die Kita zu bringen oder 

abzuholen. Dies sollte dem Kita-Personal mitgeteilt werden. Gibt 

der Träger keine andere Regelung vor, können die Eltern auch ei-

nen Geschwisterteil oder eine minderjährige Person beauftragen. 

Dann sollten sich die Fachkräfte von deren Eignung überzeugen. 

Kinder werden gelegentlich zu früh gebracht oder zu spät abgeholt.  
Wann beginnt und wann endet die Aufsichtspflicht der pädagogischen Fachkräfte? 

Jenseits der Öffnungszeiten

 Frage: Es kommt immer wieder 

vor, dass Eltern ihre Kinder vor 

der offiziellen Öffnungszeit vor 

der Kita „abstellen“. Wer trägt 

in diesem Fall die Aufsichts-

pflicht?

 Antwort: Kinder, die gebracht und alleine vor die verschlossene  

Tür gestellt werden, stehen noch nicht unter der Aufsicht der  

Erzieherinnen und Erzieher. Im Gegenteil – die Eltern verletzen 

sogar unter Umständen ihre eigene Aufsichtspflicht. Sind schon 

Beschäftigte anwesend und wird das Kind vor der Öffnungszeit  

eingelassen, hat die Kita die Aufsichtspflicht.

 Frage: Wann endet die  

Aufsichtspflicht der  

Erzieherinnen und Erzieher?

 Antwort: Generell endet die Aufsichtspflicht mit der Übergabe 

des Kindes an die Sorgeberechtigten (Eltern oder beauftragte 

Dritte). Nach der Übergabe werden die Erzieherinnen und Erzie-

her auch dann nicht wieder aufsichtspflichtig, wenn die Person, 

die das Kind abholt, dieses noch unbeaufsichtigt in der Kita spie-

len lässt, selbst wenn dies während der Öffnungszeit der Fall ist.

Die Antworten gab Alex Pistauer von der Unfallkasse Hessen

Ill
us

tr
at

io
n:

 s
hu

tte
rs

to
ck

 / C
ha

ra
ct

er
Fa

m
ily

 Frage: Die Mutter eines  

sechsjährigen Kita-Kindes 

wünscht, dass ihr Sohn nach-

mittags alleine nach Hause 

geht. Dürfen die Erzieherinnen 

und Erzieher das erlauben?

 Antwort: Auf den Wegen zwischen der Kita und dem häuslichen 

Bereich sind grundsätzlich die Sorgeberechtigten aufsichts-

pflichtig. Erklären diese, dass das Kind alleine den Heimweg an-

treten könne und nicht abgeholt werde, muss das Personal diese 

Entscheidung nicht überprüfen. Wenn jedoch erkennbar ist, dass 

das Kind auf dem Heimweg offensichtlich in eine hilflose Lage 

oder gar in Lebensgefahr gerät, dann darf es trotz entgegenste-

hender Erklärung der Sorgeberechtigten nicht alleine nach Hause 

geschickt werden.

 Frage: Nach der offiziellen 

Schließzeit wird ein Kind  

nicht abgeholt. Was können 

und dürfen die pädagogischen 

Fachkräfte tun?

 Antwort: Die Sorgeberechtigten verletzen damit in erster Linie  

ihre vertraglichen Pflichten. Die Kita muss in diesem Fall aber  

trotzdem die Beaufsichtigung des Kindes übernehmen und  

sicherstellen. Gelingt es nicht, die Eltern telefonisch zu erreichen, 

und kann keine Fachkraft länger in der Kita bleiben, kann die 

Fachkraft das Kind mit nach Hause nehmen. Sie kann auch Eltern 

eines anderen Kindes anrufen und diesen das Kind übergeben, 

wenn die Eltern bereit sind, die Verantwortung zu übernehmen.
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abzuholen. Dies sollte dem Kita-Personal mitgeteilt werden. Gibt 

der Träger keine andere Regelung vor, können die Eltern auch ei-

nen Geschwisterteil oder eine minderjährige Person beauftragen. 

Dann sollten sich die Fachkräfte von deren Eignung überzeugen. 

Kinder werden gelegentlich zu früh gebracht oder zu spät abgeholt.  
Wann beginnt und wann endet die Aufsichtspflicht der pädagogischen Fachkräfte? 

Jenseits der Öffnungszeiten

 Frage: Es kommt immer wieder 

vor, dass Eltern ihre Kinder vor 

der offiziellen Öffnungszeit vor 

der Kita „abstellen“. Wer trägt 

in diesem Fall die Aufsichts-

pflicht?

 Antwort: Kinder, die gebracht und alleine vor die verschlossene  

Tür gestellt werden, stehen noch nicht unter der Aufsicht der  

Erzieherinnen und Erzieher. Im Gegenteil – die Eltern verletzen 

sogar unter Umständen ihre eigene Aufsichtspflicht. Sind schon 

Beschäftigte anwesend und wird das Kind vor der Öffnungszeit  

eingelassen, hat die Kita die Aufsichtspflicht.

 Frage: Wann endet die  

Aufsichtspflicht der  

Erzieherinnen und Erzieher?

 Antwort: Generell endet die Aufsichtspflicht mit der Übergabe 

des Kindes an die Sorgeberechtigten (Eltern oder beauftragte 

Dritte). Nach der Übergabe werden die Erzieherinnen und Erzie-

her auch dann nicht wieder aufsichtspflichtig, wenn die Person, 

die das Kind abholt, dieses noch unbeaufsichtigt in der Kita spie-

len lässt, selbst wenn dies während der Öffnungszeit der Fall ist.

Die Antworten gab Alex Pistauer von der Unfallkasse Hessen
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 Frage: Die Mutter eines  

sechsjährigen Kita-Kindes 

wünscht, dass ihr Sohn nach-

mittags alleine nach Hause 

geht. Dürfen die Erzieherinnen 

und Erzieher das erlauben?

 Antwort: Auf den Wegen zwischen der Kita und dem häuslichen 

Bereich sind grundsätzlich die Sorgeberechtigten aufsichts-

pflichtig. Erklären diese, dass das Kind alleine den Heimweg an-

treten könne und nicht abgeholt werde, muss das Personal diese 

Entscheidung nicht überprüfen. Wenn jedoch erkennbar ist, dass 

das Kind auf dem Heimweg offensichtlich in eine hilflose Lage 

oder gar in Lebensgefahr gerät, dann darf es trotz entgegenste-

hender Erklärung der Sorgeberechtigten nicht alleine nach Hause 

geschickt werden.

 Frage: Nach der offiziellen 

Schließzeit wird ein Kind  

nicht abgeholt. Was können 

und dürfen die pädagogischen 

Fachkräfte tun?

 Antwort: Die Sorgeberechtigten verletzen damit in erster Linie  

ihre vertraglichen Pflichten. Die Kita muss in diesem Fall aber  

trotzdem die Beaufsichtigung des Kindes übernehmen und  

sicherstellen. Gelingt es nicht, die Eltern telefonisch zu erreichen, 

und kann keine Fachkraft länger in der Kita bleiben, kann die 

Fachkraft das Kind mit nach Hause nehmen. Sie kann auch Eltern 

eines anderen Kindes anrufen und diesen das Kind übergeben, 

wenn die Eltern bereit sind, die Verantwortung zu übernehmen.

RECHT
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Kerndaten
UK BB
Versicherte (Geschäfts- und Rechnungsergebnisse 2018)

2018 2017
Allgemeine Unfallversicherung 204.121 188.012
Schüler-Unfallversicherung 525.679 517.754
Gesamt: 729.800 705.766

Unfälle

2018 2017
Allgemeine Unfallversicherung 6.633 7.237
Schüler-Unfallversicherung 49.534 51.207
Gesamt: 56.167 58.444

FUK BB
Versicherte (Geschäfts- und Rechnungsergebnisse 2018)

2018 2017
Ehrenamtliche Kräfte 67.596 67.202
Hauptamtliche Kräfte 470 481
Gesamt: 68.066 67.683

Unfälle

2018 2017
Arbeits-/Einsatzunfälle 763 979
Wegeunfälle 70 56
Gesamt: 833 1.035

Leistungen Reha Heilbehandlungen UK BB
Leistungen der medizinischen und beruflichen Rehabilitation 2018

Art der Maßahme Anzahl davon Kinder
Ambulante Behandlung 62.227 52.429
Stationäre Behandlung 2.757 2.319
Zahnersatz 205 173
Pflegeleistung 23 8
Reisekosten 4.487 3.439
Kinderpflegeverletztengeld 1.893 1.873
Entgeltersatzleistung 763 123
Teilhabeleistung 89 58
Mehrleistungen 6 0
Gesamt 72.450 60.422

Leistungen Reha Heilbehandlungen FUK BB
Leistungen der medizinischen und beruflichen Rehabilitation 2018

Art der Maßahme Anzahl
Ambulante Behandlung 953
Stationäre Behandlung 77
Zahnersatz 2
Pflegeleistung 1
Reisekosten 221
Kinderpflegeverletztengeld 0
Entgeltersatzleistung 82
Teilhabeleistung 5
Mehrleistungen 228
Gesamt 1.569



Renten
UK BB

AUV SUV Gesamt
2018 2017 2016 2018 2017 2016 2018 2017 2016

Witwenrente 148 150 157 2 2 2 150 152 159
Waisenrente 12 14 15 0 0 0 12 14 15
Verletztenrente 1.643 1.669 1.706 445 435 422 2.088 2.104 2.128
Gesamt: 1.803 1.833 1.878 447 437 424 2.250 2.270 2.302

Renten
FUK BB

2018 2017 2016
Witwenrente 10 10 10
Waisenrente 5 4 1
Verletztenrente 84 77 73
Gesamt: 99 91 84

Unfälle und Berufskrankheiten (ohne Abgaben)
UK BB

AUV SUV Gesamt 
2018 2017 2018 2017 2018 2017

Arbeitsunfälle 4.952 5.536 45.379 47.360 50.331 52.896
Wegeunfälle 1.681 1.701 4.155 3.847 5.836 5.548
Berufskrankheiten 192 187 0 2 192 189
Gesamt: 6.825 7.424 49.534 51.209 56.359 58.633

Unfälle und BK Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

2018 2017
Arbeitsunfälle 763 979
Wegeunfälle 70 56
Berufskrankheiten 2 2
Gesamt: 835 1.037
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Freiwillige Fehlerberichts- und Lern-
systeme finden in anderen Branchen 
zunehmend Verbreitung und werden 
als – Critical Incident Reporting 
Systeme (CIRS) – bezeichnet. Dabei 
ermöglicht ein CIRS, kritische Ereig-
nisse und Beinahe-Unfälle systema-
tisch zu erfassen und entsprechende 
Präventionsmaßnahmen zu ergrei-
fen. Vor diesem Hintergrund hat die 
Arbeitsgemeinschaft der Feuerwehr-
Unfallkassen (FUK) das System FUK-
CIRS (www.fuk-cirs.de) etabliert. 
Die Projektträger (siehe Kasten) 
möchten mit FUK-CIRS eine Plattform 
etablieren, auf der überregional 
bedeutsame kritische Ereignisse in 
der Feuerwehr gemeldet, analysiert 
und kommentiert werden. Im Mittel-
punkt stehen der Lerneffekt aus den 
Fallbeispielen und die Empfehlung 
von Präventionsmaßnahmen zur 
Vermeidung ähnlicher Situationen. 
Bei einem CIRS geht es nicht um die 
Frage der Verantwortungszuweisung. 
Daher werden sämtliche Fälle ano-
nym erfasst und dargestellt. 

Eingegangene Meldung
Fallbeschreibung:
Vollbrand eines Wochenendhauses mit 
Brandausbreitung auf zwei nebenstehen-
de Holzgebäude. Der ersteintreffende Ein-
heitsführer mit KdoW führte zunächst eine 
Rundumerkundung durch und erkannte 
drei 11 kg Propangasflaschen, deren Si-
cherheitsventile bereits den Überdruck 
ablassen. Beim weiteren Erkunden ex-
plodierte an anderer Stelle unter lautem 
Knall und feuerballähnlicher Flammen-
ausbreitung in die Höhe eine 11 kg Propan-
gasflasche ca. 4 m neben dem Einheits-
führer. Da die Propangasflaschen bereits 
abbliesen, wähnte sich der Einheitsführer 
in Sicherheit.

Reaktion:
Der Einheitsführer ging nach der Explo-
sion zunächst reflexartig in Deckung und 
flüchtete dann aus dem Gefahrenbereich. 
Nach einer kurzen Eigenkontrolle auf 

Verletzungen wartete er auf die weiteren 
Einsatzkräfte und informierte diese dann 
über die Situation.

Vermeidung:
Die bereits abblasenden Gasbehälter wo-
gen ihn in „Sicherheit“, da diese durch 
das Abblasen keine Primärgefahr darstell-
ten. Die explodierende Gasflasche hat-
te nach Untersuchungen der Polizei ein 
defektes Sicherheitsventil und war durch 
das Brandereignis nicht erkennbar. Erkun-
dung mit weiterem Sicherheitsabstand!   
Weitere Druckgasbehälter vermuten.

Fachkommentar des Expertenbeirates 
von FUK-CIRS:
Schon die Erkundung eines Einsatzes 
kann mit hohem Gefährdungspoten-
zial verbunden sein. Der Erkundende hat 
in der Regel wenige Informationen und 
kaum Ortskenntnisse. Die Erkundung ist 
jedoch ein elementarer Teil des Einsatz-
aufbaus und kann entscheidend für den 
Erfolg oder Misserfolg eines Einsatzes 
sein.
Von daher muss die Erkundung unter 
großer Sorgfalt und mit dem Einkalkulie-
ren aller Gefahren durchgeführt werden. 
Wichtig ist hierbei, dass die komplette 
persönliche Schutzausrüstung (PSA) ge-
tragen wird. Unter Umständen, vor allem 
aber beim Erkennen von Explosionsgefah-
ren, muss ein notwendiger Abstand zum 
Einsatzobjekt eingehalten werden.
Neuere Gasflaschen verfügen mittler-
weile über eine Sicherheitseinrichtung 
(Schmelzsicherung), die bei steigendem 
Druck in der Flasche diesen Druck abfüh-
ren und somit das Bersten des Behälters 
verhindern soll. Erstens gibt es jedoch 
auch noch ältere Flaschen, die keine 
Sicherheitseinrichtung haben, und zwei-
tens funktionieren diese Sicherungen 
nur, wenn mehr Druck abgelassen wer-
den kann, als sich in der Flasche aufbaut. 
Kommt es zu einem Druckaufbau im Be-
hälter, der größer ist als das Druckminde-
rungsvermögen der Sicherung, so kann 
es auch bei Flaschen mit einer Sicherung 
zum Bersten kommen. Sollte das Sicher-

Fallbeispiel aus dem CIRS-Netz  
Explodierende Propangasflasche

heitsventil durch ungünstiges Aufstellen 
der Flasche oder eine umgefallene Fla-
sche bzw. darauf gefallene Teile versperrt 
sein, kann die Funktion ebenfalls kritisch 
eingeschränkt sein. Tests der BAM haben 
ergeben, dass Teile von explodierenden 
Propangasflaschen über 260 Meter weit 
geflogen sind. Diese Erkenntnis muss 
in eine Gefährdungsbeurteilung und in 
die Befehlsgebung einfließen. Der Si-
cherheitsabstand muss somit den örtli-
chen Gegebenheiten angepasst werden, 
Löscharbeiten möglichst aus der Deckung 
heraus durchgeführt und die Wärmequel-
le entfernt werden. Die Flaschen müssen 
hierbei auf Umgebungstemperatur herun-
tergekühlt und ständig die Explosionsge-
fahr überwacht werden.

Die Arbeitsgemeinschaft der Feuer-
wehr-Unfallkassen (FUK) hat sich mit 
FUK-CIRS das Ziel gesetzt, die Sicher-
heit der Feuerwehreinsatzkräfte wei-
ter zu verbessern. Mit FUK-CIRS sollen 
besonders häufig vorkommende Bei-
nahe-Unfälle oder kritische Ereignisse 
erfasst werden, um eine zielgerichtete 
und effektive Präventionsarbeit zu leis-
ten. Das Ergebnis schlägt sich in der 
Anpassung von Unfallverhütungs- und 
Informationsschriften sowie weiteren 
Veröffentlichungen und Schulungen der 
Feuerwehr-Unfallkassen nieder. 
Zu den Trägern des Projektes gehören 
die HFUK Nord (Feuerwehr Unfallkasse 
für Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein), die FUK 
Mitte (Feuerwehr Unfallkasse der Län-
der Sachsen-Anhalt und Thüringen), die 
Feuerwehr Unfallkasse Brandenburg 
sowie die Feuerwehr Unfallkasse Nie-
dersachsen.

Weitere Informationen:
DGUV Information 205-039 „Umgang 
mit Acetylenflaschen im Brandeinsatz“
DGUV Information 205-030 „Umgang 
mit ortsbeweglichen Flüssiggasfla-
schen im Brandeinsatz“
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Arbeitsmedizinische Vorsorge und 
Eignung bei der Freiwilligen Feuerwehr 

Oft herrscht unter Feuerwehrange-
hörigen und den Aufgabenträgern 
Brandschutz Verwirrung bezüglich 
der arbeitsmedizinischen Vorsorge 
und Eignungsuntersuchungen. Fol-
gend werden Sinn und Zweck von 
arbeitsmedizinischer Vorsorge und 
Eignung dargelegt.

Arbeitsmedizinische Vorsorge ist eine in-
dividuelle Arbeitsschutzmaßnahme und 
leitet sich aus der Gefährdungsbeurtei-
lung (z. B. Tätigkeiten mit Gefahrstoffen, 
biologischen Arbeitsstoffen und physi-
kalischen Einwirkungen) ab. Grundlage 
für arbeitsmedizinische Vorsorge ist § 2 
Abs. 1 DGUV Vorschrift 1 i. V. m. der ar-
beitsmedizinischen Vorsorgeverordnung 
(ArbMedVV). Eignungsuntersuchungen 
basieren hingegen auf Individualverein-

barungen (z. B. Arbeitsvertrag), Kollektiv-
vereinbarungen (z. B. FwDV 7 Atemschutz-
geräteträger), Rechtsvorschriften (z. B. 
Fahrererlaubnisverordnung) oder werden 
bei konkretem Zweifel an der Eignung 
einer Feuerwehrangehörigen oder eines 
Feuerwehrangehörigen durchgeführt.

Arbeitsmedizinische Vorsorge findet un-
ter dem Siegel der Verschwiegenheit der 
Betriebsärztin oder des Betriebsarztes 
bzw. einer Arbeitsmedizinerin oder ei-
nes Arbeitsmediziners statt. Hier werden 
Feuerwehrangehörige zu den Wechsel-
wirkungen zwischen ihrer Tätigkeit und 
ihrer Gesundheit informiert und beraten. 
Arbeitsmedizinische Vorsorge umfasst im-
mer ein ärztliches Beratungsgespräch mit 
Anamnese. Hält die Betriebsärztin oder 
der Betriebsarzt bzw. die Arbeitsmedizi-

nerin oder der Arbeitsmediziner zur Auf-
klärung und Beratung körperliche oder kli-
nische Untersuchungen für erforderlich, 
so werden diese angeboten. 

Eignungsuntersuchungen hingegen sind 
gutachtliche Untersuchungen im Auftrag 
der Aufgabenträgerin oder des Aufga-
benträgers Brandschutz. Bei Eignungs-
untersuchungen muss vonseiten der 
Feuerwehrangehörigen der Nachweis 
der gesundheitlichen Eignung für tätig-
keitsbezogene Anforderungen erbracht 
werden. Es können sich hieraus unter-
schiedlichste Rechtsfolgen ergeben. In-
halte von Eignungsuntersuchungen wer-
den durch die Aufgabenträgerin oder den 
Aufgabenträger Brandschutz im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen festge-
legt. Eignungsuntersuchungen, wie bei-
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spielsweise die G26, zum Nachweis der 
Eignung von Atemschutzgeräteträgern 
für den Feuerwehrdienst nach FwDV 7 
können auch von einer geeigneten Ärztin 
bzw. einem geeigneten Arzt, der nicht die 
Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“ 
oder die Zusatzbezeichnung „Betriebs-
medizin“ führt, durchgeführt werden. Mit 
Erscheinen der neuen DGUV Vorschrift 
49 „Feuerwehren“ und der zugehöri-
gen Regel 105-049 „Feuerwehren“ ist es 
möglich, die Eignungsfeststellung sowie 
arbeitsmedizinische Vorsorge für Atem-
schutzgeräteträger im ehrenamtlichen Be-
reich der öffentlichen Feuerwehren durch 
eine geeignete Ärztin bzw. einen geeigne-
ten Arzt durchführen zu lassen.

Die Ärztin bzw. der Arzt muss den Feuer-
wehrangehörigen und den Aufgabenträ-
gern Brandschutz nach durchgeführter 
arbeitsmedizinischer Vorsorge eine Vor-
sorgebescheinigung ausstellen. Die Vor-
sorgebescheinigung für die Feuerwehran-
gehörige oder den Feuerwehrangehörigen 
enthält dieselben Angaben wie die für die 

Aufgabenträgerin oder den Aufgabenträ-
ger Brandschutz: Zeitpunkt und Anlass 
des aktuellen Vorsorgetermins und die 
Angabe, wann aus ärztlicher Sicht weitere 
arbeitsmedizinische Vorsorge notwendig 
ist. Die Ärztin bzw. der Arzt ist verpflich-
tet, Ergebnis und Befunde der arbeitsme-
dizinischen Vorsorge schriftlich festzuhal-
ten und die Feuerwehrangehörige oder 
den Feuerwehrangehörigen darüber zu 
beraten. Wenn die Feuerwehrangehörige 
oder der Feuerwehrangehörige möchte, 
muss der Arzt ihm das Ergebnis zur Verfü-
gung stellen. Die Aufgabenträgerin oder 
der Aufgabenträger Brandschutz ist nach 
§ 2 Abs. 1 DGUV Vorschrift 1 i. V. m. § 3 
ArbMedVV zudem verpflichtet, eine Vor-
sorgekartei zu führen. Die Vorsorgekartei 
enthält dabei Angaben, wann und aus 
welchen Anlässen arbeitsmedizinische 
Vorsorge stattgefunden hat. 

Als Ergebnis einer Eignungsuntersuchung 
erhält die Aufgabenträgerin oder der Auf-
gabenträger Brandschutz eine Aussage, 
ob eine Feuerwehrangehörige oder ein 

Feuerwehrangehöriger für die Tätigkeit 
geeignet ist. Eine Wiederholung einer 
Eignungsuntersuchung kann nur durch 
einen konkreten Anlass gegeben sein. 
Eine regelmäßige Wiederholung der Eig-
nungsfeststellung bedingt besondere 
Anforderungen wie beispielsweise die 
Gefährdung anderer Personen. Dies ist im 
Einzelfall zu bewerten.

Quelle: 
Arbeitsmedizinische Vorsorge nach der 
Verordnung zur arbeitsmedizinischen 
Vorsorge (ArbMedVV)
Herausgeber:
Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les, Referat Information, Monitoring, 
Bürgerservice, Bibliothek
53107 Bonn
Stand: Dezember 2016
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„RICHTIG FALSCH MACHEN -  
Fehler helfen Lernen“

Abschlussveranstaltung des Programm-
jahres 2018/2019 
Jugend will sich-er-leben am 13. Juni 2019 
in Cottbus

JWSL ist ein Präventionsprogramm 
der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Es wird über die Landesverbände der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (DGUV) allen Berufsschulen 
in Deutschland angeboten. Gestar-
tet 1972, ist es heute das größte 
branchenübergreifende Präventi-
onsprogramm für Auszubildende. 
Es erreicht bis zu 800.000 junge 
Beschäftige. Für die Berufsanfänger 
und Berufsanfängerinnen ist JWSL 
die Gelegenheit, sich zu Beginn ihres 
Berufslebens mit den Risiken der Ar-
beitswelt vertraut zu machen. Gleich-
zeitig sollen sie zu sicherheits- und 
gesundheitsbewusstem Verhalten 
motiviert werden.

„Jugend will sich-er-leben“ schreibt jedes 
Jahr einen Kreativwettbewerb aus. Ziel ist 
es, dass sich die Berufsschülerinnen und 
Berufsschüler intensiver mit dem Präven-
tionsthema beschäftigen. Im Projektjahr 

2018/2019 stand das Thema Fehlerkultur 
im Mittelpunkt. Unter dem Motto „RICH-
TIG FALSCH MACHEN – Fehler helfen Ler-
nen“ 

Im Kreativwettbewerb konnten wahlweise 
zwei Themenbereiche bearbeitet werden. 
Thema 1: „Fehler und Fehlerumgang im 
Ausbildungsbetrieb: Unsere Erfahrungen, 
unsere Wünsche“. Jeder hat Erfahrungen 
mit Fehlern und jeder muss mit Fehlern 
umgehen. Mit den eigenen als auch mit 
denen der anderen. Fehler gehören zum 
Leben, zur Arbeit, zur Schule, zur Ausbil-
dung. Welche Erfahrungen haben die Ju-
gendlichen in ihrem Ausbildungsbetrieb 
gemacht? Wie hat sie das geprägt und 
was wünschen sie sich für die Zukunft? 
Die Ergebnisse dieses Themenschwer-
punktes sollen einfließen in die neue 
Kampagne der gesetzlichen Unfallversi-
cherung „kommmitmensch“.
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Thema 2: „Erarbeitung eines Meldesys-
tems für kleine Fehler und Beinahe-Unfäl-
le in Unternehmen“. Ziel einer positiven 
Fehlerkultur ist es, aus kleinen Fehlern 
oder Beinahe-Unfälle zu lernen, um fol-
genreiche Fehler zu vermeiden und die 
Fehleranzahl zu verringern. Ein Beinahe-
Unfall ist ein Ereignis, das schwere Folgen 
hätte haben können, aber nicht hatte. Um 
aus kleinen Fehlern und Beinahe-Unfällen 
zu lernen, bedarf es in einem Betrieb oder 
Unternehmen eines Systems oder eines 
Ablaufs, wie solche Ereignisse gemel-
det werden könnten. Denn nur, wenn ein 
Unternehmen kleine Fehler und Beinahe-
Unfälle registriert, kann es sie auswerten 
und daraus lernen. Wie könnte ein sol-
ches Meldesystem in einem Unterneh-
men ausgestaltet sein?

Außerdem gab es die Möglichkeit, sich 
am Fehler-Quiz zu beteiligen. Das Fehler-
Quiz besteht aus fünf Fragen zum Thema 
„Fehler und Fehlerkultur“. Das Quiz war 
zugleich ein Preisausschreiben.

Höhepunkt des JWSL-Präventionspro-
gramms 2018/2019 waren die Abschluss-
veranstaltungen der Landesverbände der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung. Mit der Preisverleihung im Rahmen 
der Veranstaltung wurde der JWSL-Sicher-
heitswettbewerb unter dem Motto „Rich-
tig falsch machen“ abgeschlossen. 

Der Landesverband Nordost, vertreten 
durch Frank Jaschke, prämierte die bes-
ten Einsendungen im Land Brandenburg 
am 13. Juni im OSZ II Spree-Neiße in Cott-
bus. Eröffnet wurde die Veranstaltung 
vom Gastgeber und Schulleiter Dr. Bernd 
Schimmlick. Mit einem vielfältigen Pro-
gramm überraschte die Schule nicht nur 
die aus dem ganzen Land Brandenburg 
angereisten Teilnehmenden, sondern 
auch Frank Jaschke. „So ein tolles, viel-
fältiges Programm haben wir selten“, 
sagt Frank Jaschke. Durch das Programm 
führten die beiden Schülerinnen Lee-Ann 
Gaster und Kathleen Reusch. Mit gleich 
vier kulturellen Beiträgen bereicherten 

die Schülerinnen und Schüler mehrerer 
Schulen aus Cottbus das Programm. Den 
Auftakt machte die Trommlergruppe der 
Spreeschule Cottbus. Die Heilerziehungs-
pfleger H17 des OSZ II Cottbus brachten 
das Publikum mit ihrer eigenen Inter-
pretation von „Pippi Langstrumpf“ zum 
Schmunzeln und Juliana Weiland und 
Celia Seifert beeindruckten mit vierhän-
digen Stücken am Klavier. Erik Léon Sei-
fert begeisterte das Publikum mit seinem 
Solo am Klavier. 

Auch die Unfallkasse Brandenburg als 
gesetzlicher Unfallversicherungsträger 
aller Schülerinnen und Schüler im Land 
Brandenburg unterstützte das Programm. 
Mit einem Vortrag zum Handlungsfeld 
„Fehlerkultur“ der Kampagne „kommmit-
mensch“ machte Jan Schliewenz deut-
lich, wie wichtig es ist, offen über Fehler 
zu sprechen. Höhepunkt war natürlich die 
Preisverleihung. Vergeben wurden Preise 
in den Kategorien: Schülerpreis, Schul-
preis, Klassenpreis und Kreativpreis. 

Die Gewinner der Schulpreise
1. Preis	OSZ Elbe-Elster, Elsterwerda 
2. Preis	OSZ 2 des LK Spree-Neiße, Cottbus 
3. Preis	OSZ Cottbus, Cottbus 
4. Preis	OSZ I des LK Spree-Neiße, Forst 
5. Preis	�OSZ Lausitz im SeeCampus Nieder-

lausitz, Schwarzheide 

5. Preis	OSZ „Johanna Just“, Potsdam 
5. Preis	OSZ Ostprignitz-Ruppin, Neuruppin 
5. Preis	�OSZ TEchnik Teltow des LK Pots-

dam-Mittelmark, Teltow 
5. Preis	Georg-Mendheim-OSZ, Zehdenick 
Sonderpreis Berufsschule des Internatio-
nalen Bundes in Neuruppin, Neuruppin

Auszeichnung der Schüler und Klassen
Insgesamt wurden 12 Klassen mit dem 
Klassenpreis ausgezeichnet. 50 Schüle-
rinnen und Schüler wurden per Losver-
fahren als Gewinner der Schülerpreise 
ermittelt.

Die Gewinner des Kreativpreises 
1. Preis	� OSZ „Gebrüder Reichstein“, 

Klasse 16 IM 2, Film „Fehler – 
Lehrer – Helfer“

2. Preis	� OSZ „Johanna Just“, Potsdam, 
Klasse ZT16-1, Rap „Fehler in der 
Zahntechnik“

3. Preis	� OSZ „Johanna Just“, Potsdam, 
Klasse ZT16-1, Gedicht „Das Po-
liermotormännchen“ 

Außerdem gab es schon einen kleinen 
Ausblick auf das Wettbewerbsthema für 
das Programmjahr 2019/2019 „FREI SEIN 
– Leben ohne Sucht“. 

Weitere Informationen finden Sie unter: 
https://www.jwsl.de/

21

02.2019 02.2019 kommmitmensch



Mensch, Führungskraft!
Autor: Miriam Becker

Führen in Zeiten von Digitalisierung, 
Flexibilisierung und Globalisierung? 
Kein einfacher Job. Bestimmte Fähig-
keiten helfen Führungskräften mehr 
als andere, ihre Aufgaben zu bewälti-
gen. Vor allem gilt es, menschlich zu 
bleiben.

Wir bewegen uns in großen Schritten in ein neues Zeitalter der 
Arbeit. Zwar tritt die Digitalisierung in einem kleinen Handwerks-
betrieb oder Start-up anders in Erscheinung als in einem global 
agierenden Großunternehmen oder in einer städtischen Verwal-
tung. Aber inzwischen wissen alle, die ein Smartphone besitzen, 
dass Arbeiten 4.0 vertraute Prozesse und Hierarchien zerlegt. 
Wer führt, fällt Entscheidungen auf Basis einer Flut von Informa-
tionen aus unterschiedlichsten Quellen. Systeme optimieren 
sich mittlerweile selbst und in Echtzeit. Algorithmen auf Basis 
von Big Data setzen Prioritäten unternehmerischen Handelns. 
Zugleich hat die Arbeit selbst ihren räumlichen und zeitlichen 
Rahmen verlassen: Teammitglieder sind irgendwo tätig oder be-
reits Soloselbstständige. 

Die Souveränität derjenigen, die Entscheidungen treffen, 
schwindet
Die Arbeitswelt ist – getrieben von der Technik – auf der Su-
che nach neuen Gestaltungsmöglichkeiten. Zugleich schwin-
det die Souveränität derjenigen, die Entscheidungen fällen. 
Manche erleben die Summe der Möglichkeiten als Zumutung, 
müssen jedoch selbst die Komplexität reduzieren, um für ihre 
Beschäftigten eine klare Linie vorgeben zu können. „Es wird 
zunehmend über räumliche Distanz und auf Basis indirekter, 
kennzahlenbasierter Leistungssteuerung geführt“, erklärt Dr. 
Susanne Roscher, die den Bereich Arbeitspsychologie bei der 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG) sowie das Sachgebiet 
„Neue Formen der Arbeit“ bei der Deutschen Gesetzlichen Un-
fallversicherung (DGUV) leitet (siehe auch Artikel auf Seite 8). 
Die Berufsgenossenschaft bietet aus diesem Grund mittlerweile 
explizit das Seminar „Sicher und gesund führen: Chancen und 
Risiken beim Führen durch Ziele“ an.
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Das Netz kennt keine Stufen
Tatsächlich ist Digitalisierung viel mehr als ein IT-Thema. Es 
bricht die Beziehungsmuster zwischen Führungskräften und 
Beschäftigten auf. Das Netz kennt keine Stufen. Es kennt nur 
Knotenpunkte. Kunden warten nicht (mehr) am Ende eines li-
nearen Prozesses auf ein Produkt, sondern gestalten mit, tau-
schen Ideen und Kritik direkt mit Beschäftigten aus und diese 
wiederum untereinander. Das gab es schon früher – aber eben 
analog. 

Der Soziologe Dr. Ufuk Altun vom Institut für angewandte Ar-
beitswissenschaft folgert aus einer Befragung von Fach- und 
Führungskräften der Metall- und Elektroindustrie: „Die Verän-
derungen bekommen in erster Linie Führungskräfte zu spüren.“ 
Erfolgreich sei eine Führungskraft, deren Beschäftigte Freiräume 
eigenverantwortlich nutzen. Dazu müssen die Beschäftigten mit 
der neuen „Freiheit“ umgehen können. Die Führungskraft greift 
nur bei Bedarf steuernd ein – flexibel, altersgerecht und lebens-
situationsspezifisch. Dazu bedarf es einer großen Portion Em-
pathie. 

Aufgaben sinnvoll teilen
In Sachen Führungsstil ist das eine Zeitenwende. „Früher ge-
hörte Empathie, die zu den sozialen Kompetenzen zählt, nicht 
zwingend zu den Skills einer Führungskraft“, gibt Dr. Susanne 
Roscher zu bedenken. „Gerade wo fachliche Fähigkeiten auf der 
Karriereleiter nach oben halfen, macht sich jetzt Überforderung 
breit.“ Die Arbeitspsychologin berichtet von Managern, die aus 
Angst vor Machtverlust Veränderungsprozesse abblocken. „Wo 
Erfolg an einer hohen Platzierung im Organigramm und einer 
weiten Führungsspanne abzulesen war, wird das Teilen von Ver-
antwortung als Bedrohung des eigenen Status empfunden.“ 

Hier gilt: Alle Beteiligten müssen sich an den Chancen orientie-
ren, die im Wandel liegen – insbesondere Führungskräfte, die 
auch in der Arbeitswelt 4.0 erfolgreich sein wollen. Dr. Roscher 
zeigt, worin deren Chancen liegen: „Aufgaben sinnvoll zu teilen, 
Verantwortung verbindlich abzugeben und mehr Teil des Teams 
zu sein als Einzelkämpfer; mehr auf ein effektives und wert-
schätzendes Miteinander zu achten und die Gesundheit – die 
eigene und die des Teams; all das kann ein sehr großer persönli-
cher Gewinn und sehr entlastend sein.“

Führung als Navigationssystem
Wo das nicht gelingt, kommt die Frage auf: Benötigt Arbeiten 
4.0 überhaupt noch Führungskräfte? Ein aktuelles Meinungsbild 
dazu hat die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin (BAuA) erstellt, indem sie Online-Diskussionen analysierte. 
„Führen geht heute definitiv anders als früher“, trifft eine Aus-
sage den Tenor. Viele der Nutzerinnen und Nutzer gehen davon 
aus, dass Vorgesetzte im klassischen Sinne massiv an Bedeu-
tung verlieren – und sie lehnen die autoritären Führungsstile 
der Vergangenheit ab. Die intensiven Diskussionen legen nahe, 
dass Führungskräfte zukünftig vor allem als Navigierende und 
Unterstützende gefragt sein werden. 
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Erholte Beschäftigte sind nicht nur 
produktiver und besser gelaunt, sie 
sind auch gesünder als solche, die 
erschöpft und überarbeitet sind. Dr. 
Oliver Weigelt von der Universität 
Rostock erklärt im Interview, wie 
Führungskräfte die Erholung ihrer 
Beschäftigten unterstützen können 
und warum eine gute Arbeitsorgani-
sation wichtig ist. 

Herr Dr. Weigelt, wenn ich eine Aufgabe 
am Freitag nicht abschließen kann – soll 
ich sie dann bis zum Montag liegen las-
sen oder lieber am Wochenende erledi-
gen? 
Das kommt darauf an. Generell sollte na-
türlich das Wochenende für die Erholung 
reserviert sein. Wenn ich dann aber zwei 
Tage lang über die nicht erledigte Aufgabe 
grübele, stört das meine Erholung. Unter 
diesen Umständen kann es gut sein, die 
Aufgabe zu Hause zu erledigen und dann 
den Kopf frei zu haben. 

Sie haben zu diesem Thema eine Studie 
vorgestellt. Worum ging es? 
Wir wollten wissen, unter welchen Um-
ständen sich die negativen und positi-
ven Effekte von Freizeitarbeit die Waage 
halten und unter welchen Umständen es 
sogar besser sein kann, am Wochenende 
zu arbeiten. Wir haben dabei herausge-
funden, dass es nicht immer schlecht ist, 
am Wochenende zu arbeiten. Freizeitar-
beit wird von den meisten Beschäftigten 
grundsätzlich erst einmal negativ gese-
hen. Unerledigtes liegen zu lassen wird 
aber ebenso negativ empfunden. Wenn 
die Beschäftigten am Wochenende einen 
substanziellen Fortschritt erleben, indem 
sie eine Aufgabe beenden, hebt sich das 
negative Empfinden auf und die Erholung 
findet trotzdem statt. 

Welche Empfehlungen haben Sie an Füh-
rungskräfte und Betriebe, damit die Be-
schäftigten sich besser erholen können? 
Da gibt es vor allem strukturelle Hebel, 
besonders in der Arbeitsorganisation. Die 
Führungskraft sollte die Arbeitsmenge 

Lieber liegen lassen?

und die Ressourcen im Blick haben und 
gut verteilen. Außerdem ist es wichtig, die 
Beschäftigten besser für ihre oder zu-
sätzliche Aufgaben zu qualifizieren. Auch 
das kann entlastend wirken. Außerdem 
sind Führungskräfte immer Vorbilder und 
sollten bei sich selbst anfangen. Wenn 
Sie freitagnachts um 23 Uhr die letzte E-
Mail von Ihrer Führungskraft bekommen 
und am Samstagmorgen um 5 schon die 
nächste, erzeugt das natürlich einen ge-
wissen Druck. 

Und was können Beschäftigte selbst tun?
Hilfreich, wenn man schlecht ins Wochen-
ende kommt, sind zum Beispiel Über-
gangsrituale: Das kann ein gedanklicher 
oder sogar ein konkreter Schlussstrich 
sein. Die Person kann außerdem am Ende 
des Arbeitstages die unerledigten Aufga-
ben kurz aufschreiben und auch notie-
ren, wie diese am nächsten Tag oder nach 
dem Wochenende gelöst werden können. 
Das macht den Kopf frei für das Wochen-
ende. 

Und wenn Beschäftigte erreichbar sein 
müssen und dann gegebenenfalls am 
Wochenende arbeiten müssen? 
Freizeitarbeit und generell eine erhöhte 
Wochenarbeitszeit ziehen gesundheitli-
che Beeinträchtigungen nach sich – das 
haben viele Studien gezeigt. Deshalb ist 
es wichtig, am Wochenende oder in der 
Freizeit abzuschalten. Gleichzeitig beob-
achten wir aber eine zunehmende Ent-
grenzung der Arbeit, das heißt, dass sich 
Beschäftigte ihre Grenzen selbst setzen 
müssen. Die Anforderungen an die Selbst-
regulation steigen. Beschäftigte können 
sich zum Beispiel abgrenzen, indem sie 
ein räumlich abgetrenntes Arbeitszimmer 
einrichten oder sich Zeitzonen schaffen, 
außerhalb derer nicht gearbeitet werden 
darf.

Aber am Ende sollte doch die Arbeit so 
organisiert sein, dass Freizeitarbeit ver-
mieden wird?
 Natürlich ist das der Idealzustand. Und 
auch hier sind die Führungskräfte wieder 

gefordert: Gute Personal- und Auftrags-
planung, ein realistischer Überblick über 
die aktuellen Belastungen und eine gute 
Kommunikation mit den Beschäftigten 
sind wichtig.

Dr. Oliver Weigelt ist Organisations- und 
Personalpsychologe an der Universität 
Rostock. 

Die Studie „Ovsiankina‘s Great Relief: 
How supplemental work during the 
weekend may contribute to recovery in 
the face of unfinished tasks“ kann he-
runtergeladen werden unter: 
doi.org > „Ovsiankina-Studie“

Autorin: Maren Zeidler
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Spitzenmedizin menschlich
Seit 1959 steht das BG Klinikum Ham-
burg (BGKH) für Spitzenmedizin in Nord-
deutschland. Es verfügt über mehr als 
730 Planbetten, die von seinen Fachab-
teilungen Unfallchirurgie, Orthopädie 
und Sporttraumatologie, Septische Un-
fallchirurgie und Orthopädie, Handchi-
rurgie, Plastische und Mikrochirurgie, 
Neurotraumatologisches Zentrum, Quer-
schnittgelähmten-Zentrum, Zentrum für 
Rehabilitationsmedizin, Dermatologie so-
wie Anästhesie, Intensiv-, Rettungs- und 
Schmerzmedizin betreut werden.
Das BG Klinikum Hamburg ist heute ein 
Krankenhaus der medizinischen Akutver-
sorgung: Für die notfallmedizinische Ver-
sorgung sind ein Notarzteinsatzfahrzeug 
(NEF) der Hamburger Feuerwehr sowie der 
ADAC-Rettungshubschrauber „Christoph 
Hansa“ am BGKH stationiert, die koopera-
tiv betrieben werden. 
Im norddeutschen Raum hat das BG Kli-
nikum Hamburg ein Netzwerk für die op-
timale Versorgung von Patienten sowohl 
ambulant als auch stationär in der Akut-
versorgung der Rehabilitation sowie der 
Nachbehandlung aufgebaut.
Die Ausstattung und die Räumlichkei-

ten des BG Klinikums Hamburg werden 
laufend in der bestehenden Substanz 
modernisiert. Anfang September 2008 
konnte als letzter Neubau das sogenann-
te BGSW-Gebäude seinen Betrieb aufneh-
men. Mit dem neuen Bauwerk entstand 
ein kompaktes viergeschossiges Gebäu-
de in moderner Architektur, welches in 

seiner Gesamtkonzeption räumliche und 
therapeutische Belange auf dem neues-
ten Stand berücksichtigt. Das Gebäude 
dient der Unterbringung von Patienten, 
die sich in der berufsgenossenschaftli-
chen stationären Weiterbehandlung be-
finden, ferner Teilnehmern am Rückenkol-
leg und dermatologischen Patienten. Der 
Fokus liegt auf der nahtlosen Behandlung 
der Patienten vom Unfallort bis zur Wie-
dereingliederung in ein selbstbestimm-
tes Leben. Die Akutmedizin  stellt hierbei 
neben der Rehabilitation einen wesentli-
chen Kernbereich dar. Mit dem Zentrum 
für Rehabilitationsmedizin ist das BGKH 
das norddeutsche Kompetenzzentrum in 
der Rehabilitationsmedizin.

Medizinisches Leistungsspektrum
Das BG Klinikum Hamburg (BGKH) ist ein 
hoch qualifizierter Schwerpunktversorger, 
der auch außerhalb Hamburgs bekannt 
ist. Hier werden jährlich rund 12.500 Pa-
tienten stationär – davon rund 670 Pati-
enten der Berufsgenossenschaftlichen 
Stationären Weiterbehandlung (BGSW) 
und 27.500 Patienten ambulant versorgt. 
Die rund 2.500 Mitarbeiter arbeiten unter 
dem Leitmotiv „Spitzenmedizin mensch-
lich“ interdisziplinär zusammen. 

Serie – Teil 4 
Das BG Klinikum Hamburg

Serie
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Behandlungsschwerpunkte
• �Unfallchirurgie, Orthopädie und Sport-

traumatologie
• �Septische Unfallchirurgie  

und Orthopädie
• �Handchirurgie, Plastische und Mikro-

chirurgie einschließlich der Betreuung 
Brandverletzter in unserem Zentrum für 
Schwer-Brandverletzte

• �Anästhesie, Intensiv-, Rettungs- und 
Schmerzmedizin

• �Querschnittgelähmten-Zentrum
• �Neuro-Urologie
• �Zentrum für Rehabilitationsmedizin
• �Fachübergreifende Frührehabilitation 

mit  Weaning Station 
• �Neurotraumatologisches Zentrum
• �Dermatologie

Das BG Klinikum Hamburg ist eine von 
neun Akutkliniken innerhalb des BG 
Kliniken-Konzerns. Die Versorgungs-
schwerpunkte des Klinikums liegen in 
der Akutversorgung und Rehabilitation 
von Patienten mit Wege- oder Arbeits-
unfällen sowie in der Behandlung von 
Berufskrankheiten. Als überregionales 
Traumazentrum steht es für qualifizierte 
Versorgung von Schwerverletzten im Akut-
bereich, für frühestmögliche Rehabilita-
tion und für ambulante Behandlung mit 
dem Ziel einer Rückkehr in den Lebens- 
und Berufsalltag.
Die umfassenden Behandlungen im BG 
Klinikum Hamburg beschränken sich 
keineswegs nur auf die Patienten mit 
Arbeits- und Wegeunfällen (Fälle der Un-
fallversicherungsträger), sondern stehen 
ausdrücklich auch für Patienten aller 
Krankenversicherungen im gesetzlichen 
Rahmen zur Verfügung.

Fachdisziplinen
• �Unfallchirurgie, Orthopädie und Sport-

traumatologie
• �Septische Unfallchirurgie  

und Orthopädie
• �Handchirurgie, Plastische- und Mikro-

chirurgie
• �Zentrum für Schwerbrandverletzte
• �Querschnittgelähmten-Zentrum
• �Neuro-Urologie
• �Neurotraumatologie/Neurologie/Neuro-

chirurgie
• �Psychotraumatologie
• �Zentrum für Rehabilitationsmedizin
• �Fachübergreifende Frührehabilitation
• �Anästhesie, Intensiv-, Rettungs- und 

Schmerzmedizin
• �Dermatologie (iDerm)
• �Radiologie
• �Sportmedizin
• �Traumanetzwerk Hamburg
• �Gutachtenzentrum

Zentren
• �Dermatologisches Zentrum (iDerm)
• �Neurotraumatologisches Zentrum (NTZ)
• �Querschnittgelähmten-Zentrum
• �Zentrum für Rehabilitationsmedizin

• �Zentrum für Schmerztherapie
• �Sportmedizin im Sportkompetenz- 

Zentrum
• �Zentrum für Schwerbrandverletzte
• �Gutachtenzentrum
• �Wissenschaft und Forschung

Rehabilitation
• �Physiotherapie
• �Ergotherapie
• �Gehschule
• �Logopädie
• �Neuropsychologie
• �Sporttherapie
• �Bäder, Massage und Lymphtherapie
• �Wassertherapie und Schwimmtherapie
• �Musiktherapie
• �Rekreationstherapie
• �Prävention
• �Rückenkolleg
• �Kniekolleg

Einrichtungen
• �BG Klinikum Hamburg Rehazentrum City 
• �BG Klinikum Hamburg Medizinisches 

Versorgungszentrum City 
• �BG Klinikum Hamburg Ambulantes Ope-

rationszentrum
• �BG Nordsee Reha-Klinik

Besondere Einrichtungen im BG Klinikum 
Hamburg
• �Berufsfachschule für Gesundheits- und 

Krankenpflege
• �Notarzteinsatzfahrzeug (NEF)
• �Evaluation der funktionellen Leistungs-

fähigkeit
• �Digitale Subtraktionsangiographie
• �Computertomograph
• �Magnetresonanztomograph
• �Urodynamischer Messplatz
• �Biomechaniklabor
• �Leistungsdiagnostik
• �Mikrochirurgisches Übungslabor
• �Hippotherapie
• �Pädagogisches Belastungstraining
• �Patientenbibliothek
• �Hubschrauberlandeplatz und Rettungs-

hubschrauber
• �Sitz des Deutschen Rollstuhl-Sportver-

bandes (DRS)
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In den letzten Jahren hat das BGKH sein 
Netzwerk stetig weiter ausgebaut, um die 
hochklassige medizinische Qualität auch 
über die Grenzen Hamburgs hinaus anbie-
ten zu können. Neben den Möglichkeiten 
zur umfassenden ambulanten und statio-
nären Betreuung am Hamburger Standort 
in Bergedorf bietet das Klinikum, zentral 
im Stadtteil Eppendorf positioniert, am-
bulante Operationen in seinem  Ambu-
lanten Operationszentrum (BGAOP) sowie 
ein Medizinisches Versorgungszentrum  
in gemeinsamen Räumlichkeiten an. Dies 
gewährleistet eine optimale Versorgung 
der Patienten und eine schnellstmögliche 
Kommunikation aller Berufsgruppen. Eine 
wohnortnahe Rehabilitation der bg-lichen 
Patienten ist im BG Klinikum Hamburg Re-
hazentrum City im Herzen der Hamburger 
Innenstadt möglich. 

Weitere Möglichkeiten zur stationären 
Rehabilitation bietet auch die BG Nord-
see Reha-Klinik im Kurort St. Peter-Ording. 
2019 feiert das BG Klinikum Hamburg sein 
60-jähriges Bestehen und kann dabei auf 
eine bewegte Geschichte zurückblicken 
– nach mehr als einem halben Jahrhun-
dert ist das Unfallkrankenhaus im Osten 
Hamburgs zu einer Institution gereift, 
dessen exzellenter Ruf weit über Ham-
burgs Grenzen hinausreicht. Als einer der 
größten Arbeitgeber in der Region ist das 
im Volksmund genannte „Boberg“ nicht 
mehr wegzudenken. Mit seinem Leis-
tungsspektrum und den Angeboten arbei-
ten die Mitarbeiter*innen täglich berufs-
übergreifend auf einem Niveau, von dem 
man vor 60 Jahren nicht einmal träumen 
konnte. Eines aber ist in all den Jahren ge-
blieben: die Aufgabe und das Bestreben 
der gesamten Belegschaft, Menschen mit 
allen geeigneten Mitteln zu helfen, me-
dizinisch auf Spitzenniveau zu versorgen 
und zu pflegen.
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Kurz und Knapp

! 
PROGNOSE über die Entwicklung des Mitgliedsbeitrages 2020 
zur gesetzlichen Unfallversicherung für die Unfallkasse Brandenburg

&KNAPP
KURZ  ! 

Zur Unterstützung der Haushaltsplanung der beitragspflichti-
gen Mitglieder der Unfallkasse Brandenburg stellen wir Ihnen 
eine Prognose der Beitragsentwicklung für das Jahr 2020 zur 
Verfügung, auf deren Unverbindlichkeit jedoch ausdrücklich 
hingewiesen wird, weil insbesondere das Unfallgeschehen 
nicht planbar ist.

Erste Hochrechnungen haben ergeben, dass das Haushalts-
volumen 2020 voraussichtlich von rund 59 Mio. EUR auf rund 
61 Mio. EUR steigen wird. Dies ist maßgeblich auf den weiteren 
Anstieg der Entschädigungsleistungen zurückzuführen. Insbe-
sondere bei den Behandlungstarifen und den Entgeltersatz-
leistungen muss von einer ähnlichen Kostenentwicklung wie 
im Vorjahr ausgegangen werden. Darüber hinaus ist die Ren-
tenanpassung zum 01.07.2020 erhöhend zu berücksichtigen. 

Das einzuhebende Beitragsvolumen wird somit um ca. 3,6 % 
über dem Beitrag des laufenden Jahres liegen. Hierbei gehen 
die unterschiedlichen Veränderungen der Hebesätze in den 
Beitragsgruppen auf unterschiedliche Entwicklungen der Be-
rechnungsgrundlagen wie z. B. verbrauchte Entschädigungs-
leistungen, Einwohnerzahlen und Arbeitsentgelte für die ein-
zelnen Beitragsgruppen zurück.

Zu erwartende Hebesätze der Unfallkasse Brandenburg nach 
Beitragsgruppen: 

Nochmals sei darauf hingewiesen, dass die nachstehende 
Prognose bereits durch ein schweres Unfallereignis hinfällig 
werden kann.

Wir bitten Sie, die in Ihrem Amtsbereich mit der Haushaltspla-
nung befassten Stellen zu informieren.

Ihre Unfallkasse Brandenburg

Beitrags- 
gruppe

Bezeichnung Hebesatz 2019 Prognose 
Hebesatz 
2020

1 Landkreise 4,1058 4,6023

2 Kreisfreie Städte und Gemeinden 8,4051 9,3152

3 Kreisangehörige Städte und Gemeinden 7,9127 8,0826

4 Unternehmen in selbstständiger Rechtsform sowie soziale und medizini-
sche Dienste der Einrichtungen zur Hilfe bei Unglücksfällen

5,9328 6,1435

6 Landesbehörden sowie Universitäten und Hochschulen des Landes 
Brandenburg 
*Änderung der Beitragsordnung § 2 Umlagemaßstab: Einwohnerzahl

852,0340 8,0398 *
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PROGNOSE über die Entwicklung des Mitgliedsbeitrages 2020 
zur gesetzlichen Unfallversicherung für die Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

Zur Unterstützung der Haushaltsplanung der beitragspflichti-
gen Mitglieder der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg stellen 
wir Ihnen eine Prognose der Beitragsentwicklung für das Jahr 
2020 zur Verfügung, auf deren Unverbindlichkeit jedoch aus-
drücklich hingewiesen wird, weil insbesondere das Unfallge-
schehen nicht planbar ist.

Erste Hochrechnungen haben ergeben, dass das Haus-
haltsvolumen 2020 voraussichtlich von 3,50 Mio. EUR auf 
3,72 Mio. EUR steigen wird. Damit liegt das einzuhebende Bei-
tragsvolumen mit ca. 0,22 Mio. EUR über dem Beitragsvolumen 
des laufenden Jahres. Hierin enthalten sind die erwarteten 
Kostensteigerungen bei den Entschädigungsleistungen und 
den Präventions- und Verwaltungsaufwendungen. 

Das einzuhebende Beitragsvolumen wird somit um ca. 6 % 
über dem Beitrag des laufenden Jahres liegen, sodass der He-
besatz von 1,8128 EUR/Einwohner auf 1,9081 EUR/Einwohner 
steigt.

Für die kommenden Jahre ist unter Berücksichtigung der Ge-
bührenerhöhungen bei den Leistungserbringern und den Ren-
tenanpassungen derzeit von steigenden Hebesätzen auszuge-
hen.

Nochmals sei darauf hingewiesen, dass die vorstehende 
Prognose bereits durch ein schweres Unfallereignis hinfällig 
werden kann.

Wir bitten Sie, die in Ihrem Amtsbereich mit der Haushaltspla-
nung befassten Stellen zu informieren.

Ihre Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg
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3. Zukunftstag in der Unfallkasse Brandenburg 

len Informationen, einem kleinen Einblick 
in unseren Arbeitsalltag sowie mit dem 
Wissen, schon als Azubi einen wichtigen 
Beitrag für die fast 700.000 Versicherten 
im Land Brandenburg zu leisten. Was ist eigentlich gesetzliche Unfallver-

sicherung? Wen versichern die und bin 
ich da eigentlich auch versichert? Was 
machen denn Sozialversicherungsfachan-
gestellte den ganzen Tag und was verdie-
nen die? Diese und viele weitere Fragen 
stellten die 13 Schülerinnen und Schüler 
der Klassenstufen 7 bis 10 beim 3. Zu-
kunftstag in der Unfallkasse Brandenburg 
(UK BB). 

Doch nicht nur auf die zahlreichen Fragen 
der Teilnehmenden wussten die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der UK BB Ant-
worten. Unsere Auszubildenden gaben ei-
nen kleinen Einblick in ihren Arbeits- und 
Berufsschulalltag und warum sie stolz 
darauf sind, Azubis der UK BB zu sein. Die 

Kolleginnen der Erfas-
sung zeigten den Weg 
einer Unfallanzeige vom 
Posteingang bis in den 
elektronischen Arbeits-
korb der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Von 

dort ging es weiter mit einem kleinen Ein-
blick in die Fachsoftware GUSO und die 
eine oder andere Unfallanzeige.

Selbst aktiv zu werden hieß es vor der 
Mittagspause auf dem Balance Board 
der Abteilung Prävention, verbunden mit 
einem Vortrag zur Rückengesundheit. Um 
auch nach dem gemeinsamen Mittages-
sen und den spannenden Vorträgen der 
Studierenden der UK BB fit zu bleiben, 
gab es zum Schluss eine Minipause mit 
der Referentin für betriebliche Gesund-
heitsförderung. Der Tag endete für die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit vie-
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Was bedeutet eigentlich Regress? 

Zu den Aufgaben des gesetzlichen Unfallversicherungsträgers 
zählt auch die Durchsetzung von Ersatzansprüchen gegenüber 
Dritten, welche den Versicherungsfall (Arbeits- und Wegeun-
fall) verursacht haben. Hat ein Dritter den Unfall schuldhaft ver-
ursacht, so ist er gemäß § 116 SGB X der UKBB zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet, sprich, er hat die von der UKBB aufge-
wandten Heilbehandlungskosten zu erstatten (sog. Regress). 

Bei Verkehrsunfällen beispielsweise tritt die Unfallkasse an 
den Haftpflichtversicherer des unfallverursachenden Fahrzeu-
ges heran, um eine Regulierung vorzunehmen. In der Praxis 
von Bedeutung sind zudem Auseinandersetzungen zwischen 
Schülern an den Schulen.

Sofern die Auseinandersetzung eine medizinische Heilbehand-
lung zur Folge und die Unfallkasse Brandenburg die diesbe-
züglichen Kosten getragen hatte, stellt sich die Frage, ob diese 
Kosten vom „Schadensverursacher“ zurückgefordert werden 
können. Grundsätzlich ist die Haftung der Schüler untereinan-
der gemäß § 105 SGB VII auf vorsätzliche und auf dem Schul-
weg herbeigeführte Handlungen beschränkt. Damit soll verhin-
dert werden, dass alltägliche, schulbezogene Rangeleien beim 
Heranwachsen gleich eine Haftung des Kindes und der Eltern 
als gesetzliche Vertreter zur Folge haben. In der Praxis bedeu-
tet dies, dass Verletzungen anlässlich einer Schubserei oder 
Schneeballschlacht, bei welcher ein Kind fahrlässig verletzt 
wird, regelmäßig keinen „Regress“ gegen den Unfallverursa-
cher nach sich ziehen. 

Schüler den anderen bewusst verletzen wollte. Ein Anspruch 
der Unfallkasse Brandenburg auf Schadenersatz nach § 823 
BGB ist dann grundsätzlich gegeben. Die Verantwortlichkeit 
richtet sich nach § 828 BGB. Nach Absatz 1 dieser Vorschrift 
entfällt eine Haftung nur bis zum siebenten Lebensjahr. Bis 
zum zehnten Lebensjahr haftet der Schüler nur für vorsätzli-
che, nicht aber für grob fahrlässig herbeigeführte Verletzungen 
eines anderen Schülers. Ab dem zehnten Lebensjahr ist in je-
dem Einzelfall zu prüfen, ob der Schüler bei der Begehung der 
schädigenden Handlung die erforderliche „Einsichtsfähigkeit“ 
hatte, sprich erkennen konnte, dass sein Handeln zur Verlet-
zung führen würde. Ist das der Fall, werden die von der Unfall-
kasse Brandenburg getragenen Heilbehandlungskosten vom 
Schüler zurückgefordert. 

Bis zum 18. Lebensjahr sind zudem die Eltern als gesetzliche 
Vertreter ebenfalls zur Erstattung verpflichtet. Sofern keine 
Zahlung, auch nicht in Form von Raten erfolgt, wird in aller 
Regel ein Mahnverfahren gegen den Schüler und dessen Eltern 
eingeleitet. 

Sofern kein Widerspruch erhoben und die Sache an die ordent-
lichen Gerichte (Amts- oder Landgericht) zur weiteren Ver-
handlung abgegeben wird, kann ein Vollstreckungsbescheid 
beantragt und erlassen werden. Aus diesem oder aber einem 
Gerichtsurteil kann dann 30 Jahre lang die Vollstreckung erfol-
gen, bis alle vom Schüler verursachten Kosten beglichen sind.

Rechtlich anders ist zu beurteilen, wenn 
jemand die Verletzungen vorsätzlich 
oder grob fahrlässig herbeigeführt hat. 
Dann werden gemäß § 110 SGB VII die 
durch den Versicherungsfall entstan-
denen Kosten vom Verursacher zurück-
gefordert. Dies ist z. B. dann der Fall, 
wenn ein Schüler einen anderen Schü-
ler festhält und ihn dann absichtlich 
ins Gesicht schlägt und dabei ein Zahn 
beschädigt wird. Hier kann davon aus-
gegangen werden, dass der angreifende 
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DGUV Information 202-035
Matten im Sportunterricht

DGUV Information 202-051
Feueralarm in der Schule

DGUV Information 202-002
Herstellen und Betreiben von Geräten 

und Anlagen für Forschungszwecke

DGUV Regel 115-002
Veranstaltungs- und Produktionsstätten 
für szenische Darstellung

Neue Schriften im Regelwerk
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Unfallkasse Brandenburg und Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

PF 1113, 15201 Frankfurt/Oder 
Telefon:	0335 5216-0
Telefax:	0335 5216-222
E-Mail:	 presse@ukbb.de


